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Ergebnisse der Umfrage zur Wohnraumarbeit / Arbeit von daheim Teil II

Wohnraumarbeit /Arbeit von daheim
Die bfg-Umfrage weist den Weg in die Zeit nach der Pandemie

Mehr als 7.000 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer aus dem ganzen 
Ressort, die Ergebnisse professi-
onell ausgewertet – zweifelsohne: 
Die bfg-Umfrage zur Wohnrau-
marbeit und dem Arbeiten von 
daheim hat Aussagekraft! Weil 
das so ist und weil die Ergebnis-
se neben interessanten Details 
auch klar aufzeigen, was möglich 
ist und wie es den Beschäftigten 
dabei geht, was sie sich wünschen 
und auf Dauer vorstellen können, 
hat die Bayerische Finanzgewerk-
schaft die Umfrageergebnisse in 

einer ansprechenden 56-seitigen 
Broschüre dargestellt. Diese Bro-
schüre sollte inzwischen bei allen 
Interessierten in den Dienststellen 
angekommen sein. 

Daneben soll in dieser Ausgabe der 
bfg-Zeitung in einem Teil II an die 
Ausführungen in der Juli-Zeitung an-
geknüpft und interessante Ergebnis-
se dargestellt werden. Im ersten Teil 
hatten wir bereits gesehen, in wel-
chem Ausmaß im Umfragezeitraum 
(25. Mai bis 20. Juni) von daheim aus 
gearbeitet wurde und wie groß damit 

der Unterschied zur Situation vor der 
Corona-Pandemie war – und wohl 
bis heute noch ist. Wir hatten auch 
bereits dargestellt, welches Poten-
zial für ein Arbeiten von daheim die 
teilnehmenden Beschäftigten für die 
Zeit nach der Pandemie sehen. – Bis 
jetzt gilt die Ausnahmeregelung übri-
gens weiter, mit der das Bayerische 
Staatsministerium der Finanzen und 
für Heimat vor Monaten die obersten 
Dienstbehörden angewiesen hatte, 
den Beschäftigten auf deren Wunsch 
hin generell Telearbeit zu ermögli-
chen, sofern die technischen Möglich-
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keiten hierzu bestehen und ein geord-
neter Dienstbetrieb dies zulässt.

 Tatsächlich ging es vor allem um 
das Ziel, jedes Büro nach Möglichkeit 
nur noch mit einer Person zu beset-
zen, um das Infektionsrisiko signifi-
kant zu reduzieren – und damit die 
Leistungsfähigkeit der Verwaltung zu 
erhalten!

Die Einschätzung der Prä-
senz-Arbeitenden
Beim Ausblick in die Nach-Corona-
Zeit und der Frage, was die Beschäf-
tigten denn auf Dauer im Rahmen 
von Wohnraumarbeit bzw. einem 
Arbeiten von daheim aus für mach-
bar halten, war ein vielleicht nicht so 
erwartetes Ergebnis, dass auch die 

IV. Zukunft

2. Was halten die Beschäftigten der Finanzverwaltung für möglich?

Vielleicht die Fragen aller Fragen: Welchen Anteil 
ihrer Aufgaben glauben die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer an der Umfrage (in Arbeitszeitanteilen) 
dauerhaft von daheim aus erledigen zu können? 
Nach dem, wie derzeit – sehr erfolgreich – gearbeitet 
wird, können hier optimistische Werte nicht überra-
schen! So sagen lediglich zwei Prozent der Befragten 
aus der Gruppe derer, die schon lange Wohnraum-
arbeit nutzen, sie glauben auf Dauer nicht mehr als 
30 Prozent ihrer Arbeit von daheim aus erledigen zu 
können. Umgekehrt bedeutet das, dass es 98 Prozent 
dieser Gruppe auf Dauer für möglich halten, min-
destens 30 Prozent ihrer Aufgaben von daheim aus 
erledigen zu können. 

Aus dem Kreis der Befragten, der auch schon vor der 
Corona-Krise in Wohnraumarbeit war, kommt eine 
solche Einschätzung nicht überraschend; Aufgaben 
aus Arbeitsgebieten, die seit Jahren für Wohnraum-
arbeit offen waren, können tendenziell auch in 
großem Umfang von daheim aus erledigt werden. 
Interessant ist daher die Einschätzung der Befrag-
ten, die vor Corona noch nicht in Wohnraumarbeit 
waren. 

Von diesen sagen 94 Prozent, dass sie mehr als 30 
Prozent ihrer Aufgaben für eine dauerhafte Erledi-
gung von daheim aus für geeignet halten! Und selbst 
von denen, die auch heute noch überhaupt nicht 
von daheim aus arbeiten, vertreten 83 Prozent diese 
Auffassung!

Diese Einschätzungen fußen ein Stück weit auf per-
sönlicher Einstellung; kann sich jemand vorstellen, 
von daheim aus zu arbeiten oder nicht? Ausschlag-
gebend für eine Einschätzung ist aber erkennbar das 
jeweilige Aufgabengebiet, in dem die Teilnehmerin 
bzw. der Teilnehmer an der Umfrage tatsächlich 
arbeitet. 
Denn Unterschiede in den Einschätzungen lassen sich 
an vielen Stellen der Befragung eindeutig mit den 

unterschiedlichen Aufgabengebieten der Befragten 
in Übereinstimmung bringen. 
Dies bestätigt auch ein Blick „nach oben“, wo die 
Befragten der klassischen Wohnraumarbeitsbereiche 
zu 71 Prozent der Meinung sind, dauerhaft mehr als 
80 Prozent ihrer Aufgaben von daheim aus erledigen 
zu können. Von den anderen Befragten glauben das 
– eben immer bezogen auf die eigenen Aufgaben! – 
nur 44 bzw. 32 Prozent. 

Die Einschätzung über den Arbeitszeitanteil der dienstlichen Aufgaben, die dauerhaft von daheim aus erledigen werden 
können, hängt natürlich mit der WRA zZ und zuvor zusammen.
Interessanterweise können sich auch die meisten der TN, die bisher keine WRA praktizierten, das von daheim aus arbeiten  
vorstellen.
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Einschätzungen zu den Arbeitsanteilen, die dauerhaft daheim erledigt werden können.

2.1 Vervierfachung der Arbeit von  
daheim!

Im Umfragezeitraum waren 83 Prozent der Befragten 
(Siehe dazu Tz. I 2.) in Wohnraumarbeit oder haben 
zumindest teilweise von daheim aus gearbeitet. Vor 
der Corona-Krise waren es nur 21 Prozent der Befrag-
ten! Für rund drei Viertel aller Befragten, die heute 
von daheim aus arbeiten, liegt darin also eine grund-
sätzliche Änderung ihrer Arbeitsweise! 17 Prozent 
der Beschäftigten, die sich an der Umfrage beteiligt 
haben, arbeiteten im Umfragezeitraum ausschließ-
lich in der Dienststelle.

2.2 Große Unterschiede im Umfang der 
Arbeit daheim 

Während also 17 Prozent der Befragten überhaupt 
nicht daheim arbeiten, geben acht Prozent an, ledig-
lich weniger als 30 Prozent ihrer Arbeit von daheim 
aus zu erledigen. – 19 Prozent aber sagen, sie erledi-
gen alle ihre Aufgaben vollständig von daheim aus.

2. Allgemeine Zahlen

III. Arbeiten in der Corona-Krise

Arbeiten in der Corona-Krise
zZ keine WRA

17%

nur zZ mit WRA
62%

Zz und auch 
zuvor in WRA

21%

Im Befragungszeitraum (24. Mai – 21. Juni 
2020)  war die Mehrheit in WRA, nur 21% 
waren es auch schon zuvor, für 62% ist 
WRA eine neue Erfahrung.
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Für 62 Prozent ist Wohnraumarbeit eine neue Erfahrung. Prozentsatz der anfallenden Arbeit, die von daheim aus erledigt wird.

Beschäftigten, die selbst überhaupt 
nicht in Wohnraumarbeit waren, für 
ihre eigenen Aufgaben dennoch ein 
erhebliches Potenzial zur Erledigung 
von daheim aus sehen! 
(Diagramm unten links)

Zur Erinnerung: 83 Prozent der Teil-
nehmer waren im Umfragezeitraum 
zumindest in einem gewissen Um-
fang von daheim aus tätig, 17 Prozent 
der Befragten haben ausschließlich in 
ihrer Dienststelle gearbeitet.
(Diagramm unten rechts)

Wir haben gesehen, dass die Inan-
spruchnahme von Wohnraumarbeit in 
der Pandemie-Situation erkennbar mit 
den dienstlichen Tätigkeiten zusam-
menhängt. So ist die Arbeit in der Voll-
streckungsstelle eines Finanzamts 

oder einer Bezügestelle des Landes-
amts für Finanzen bisher eben we-
niger geeignet, in größerem Umfang 
von daheim aus erledigt zu werden, 
als Aufgaben in den IT-Bereichen, um 
einmal Extreme zu nennen.

Die Fahrzeitersparnis als 
wesentlicher Aspekt
Ein zweites, ganz wesentliches Kri-
terium für die Inanspruchnahme der 
Wohnraumarbeit in der Pandemie-
situation scheint aber die mögliche 
Fahrzeitersparnis zu sein. Die Umfra-
geergebnisse zeigen eindeutig die-
sen Zusammenhang, der sich auch 
bei Umfang der daheim erbrachten 
Aufgaben fortsetzt.
(Diagramm Seite 6 oben links)

Einschätzung zu den Arbeitsanteilen, die dauerhaft von daheim aus erledigt 

werden können.

Prozentsatz der anfallenden Arbeit, die 

von daheim aus erledigt wird.
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2.1 Vervierfachung der Arbeit von  
daheim!

Im Umfragezeitraum waren 83 Prozent der Befragten 
(Siehe dazu Tz. I 2.) in Wohnraumarbeit oder haben 
zumindest teilweise von daheim aus gearbeitet. Vor 
der Corona-Krise waren es nur 21 Prozent der Befrag-
ten! Für rund drei Viertel aller Befragten, die heute 
von daheim aus arbeiten, liegt darin also eine grund-
sätzliche Änderung ihrer Arbeitsweise! 17 Prozent 
der Beschäftigten, die sich an der Umfrage beteiligt 
haben, arbeiteten im Umfragezeitraum ausschließ-
lich in der Dienststelle.

2.2 Große Unterschiede im Umfang der 
Arbeit daheim 

Während also 17 Prozent der Befragten überhaupt 
nicht daheim arbeiten, geben acht Prozent an, ledig-
lich weniger als 30 Prozent ihrer Arbeit von daheim 
aus zu erledigen. – 19 Prozent aber sagen, sie erledi-
gen alle ihre Aufgaben vollständig von daheim aus.

2. Allgemeine Zahlen

III. Arbeiten in der Corona-Krise
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waren es auch schon zuvor, für 62% ist 
WRA eine neue Erfahrung.
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Für 62 Prozent ist Wohnraumarbeit eine neue Erfahrung. Prozentsatz der anfallenden Arbeit, die von daheim aus erledigt wird.

Rund 7.000 Beschäftigte aus dem Finanzressort haben sich 
vom 25. Mai bis zum 20. Juni an unserer Online-Umfrage 
zur Wohnraumarbeit und dem Arbeiten von daheim betei-
ligt. Sie haben damit zu einer einzigartigen Bestandsauf-
nahme dessen beigetragen, was möglich ist!

Diese Kolleginnen und Kollegen haben durch ihre Ant-
worten belegt, dass aus der Not geboren viermal so viele 
Beschäftigte ganz oder teilweise von daheim aus gearbei-
tet haben wie noch vor Ausbruch der Corona-Pandemie. 
83 Prozent der Befragten haben im Umfragezeitraum zu-
mindest teilweise von daheim aus gearbeitet, 62 Prozent 
sogar erstmals!

Die Umfrageergebnisse zeigen, dass sich die meisten 
Beschäftigten dabei wohl gefühlt haben, dass die Technik 
ordentlich funktioniert und die Zusammenarbeit im Team 
sowie zwischen Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern 
und den Vorgesetzten geklappt hat. 

Wenn so viele Beschäftigte an einer Online-Umfrage teil-
nehmen, dann zeigt dies, wie wichtig ihnen dieses Thema 
ist. Auch das ist für mich eine zentrale Erkenntnis aus un-
serer Umfrage!

Es ist deutlich geworden, dass die Beschäftigten auch 
nach der Corona-Zeit gerne flexibler arbeiten wollen, dass 
sie gerne einen Teil ihrer Aufgaben von daheim aus erledi-
gen würden. Es ist auch deutlich geworden, dass die Be-
schäftigten hier einiges für möglich halten, dass sie großes 
Potenzial sehen für ein Arbeiten von daheim aus.

Politik und Verwaltungsspitze dürfen diese Erkenntnis-
se nicht gering schätzen! Nach Abklingen der Pandemie 
einfach zum Status quo ante zurückzukehren, kann keine 
Option sein! Vielmehr muss allen klar sein, dass die Mög-
lichkeit zu einem flexiblen Arbeiten die Motivation der Be-
schäftigten steigert und heutzutage ein wichtiger Aspekt 
bei der Personalgewinnung ist. – Ganz nebenbei kann ein 
stärkeres Angebot zur Arbeit von daheim auch dazu füh-
ren, dass einige Kolleginnen und Kollegen ihre Teilzeitantei-
le erhöhen und damit auch ein klein wenig zum Abbau der 
Unterbesetzung beitragen.

Freilich wird auch künftig Wohnraumarbeit nicht grenzen-
los in Anspruch genommen werden können. Dafür sorgen 
diverse dienstliche Zwänge, die eine zeitweise Anwesen-
heit in der Dienststelle auch weiterhin erfordern. Da soll-
ten wir uns auch nichts vormachen! 

Aber das Mögliche sollte man möglich machen!

Zu diesen dienstlichen Aufgaben, die eine räumliche An-
wesenheit erfordern, gehört in diesen Jahren des demo-
grafischen Wandels insbesondere die Ausbildung. Stellt 
die Ausbildung von rund 3.000 jungen Kolleginnen und 
Kollegen in der Steuer- und Staatsfinanzverwaltung allein 
schon eine erhebliche Herausforderung dar, so wächst 
diese unter den Bedingungen der Corona-Pandemie noch 
einmal gewaltig – und das sowohl für die Bildungseinrich-
tungen wie auch für die Ausbildungsdienststellen!

So sehr die Situation für alle Beteiligten äußerst belas-
tend ist, so sind es doch die Anwärter, um deren berufli-
ches Sein oder Nichtsein es bei alledem geht! Mir ist es 
deshalb wichtig, unsere jungen Kolleginnen und Kollegen 
auch spüren zu lassen, dass sie uns wichtig sind und wir 
alle miteinander das Mögliche dafür tun, sie vernünftig 
und erfolgreich durch ihre Ausbildung zu bringen! – Aus 
Fairness allen Berufsanfängern gegenüber, aber sehr wohl 
auch aus Eigennutz, weil wir die Nachwuchsbeamtinnen 
und -beamten brauchen!

Ich halte es auch für keine Selbstverständlichkeit, wie 
hunderte Anwärterinnen und Anwärter bei den Gesund-
heitsämtern geholfen und dort zum Teil auch organisato-
rische Verantwortung übernommen haben. Die Kehrseite 
dieses ausbildungsfremden Einsatzes sind zwangsläufig 
Defizite in der Ausbildung und ein uneinheitlicher Ausbil-
dungsstand. Wir sind es den jungen Leuten schuldig, dass 
die weitere Ausbildung dieser Situation Rechnung trägt! 

Dabei leisten die Dienststellen, die Bildungseinrichtun-
gen, Dozenten und nicht zuletzt die Ausbildungsreferate 
bei den Landesämtern eine äußerst engagierte Arbeit, 
ohne die die Ausbildung längst zusammengebrochen 
wäre! – Und dennoch läuft auch hier nicht immer alles bis 
ins Letzte optimal. Das kann angesichts der Dimensio-
nen und der Umstände fast auch nicht anders sein. Weil 
es manches Mal schlicht ein wenig an der Kommunikati-
on mangelt, engagiert sich seit Wochen auch die bfg sehr 
stark, trägt die Sorgen und Nöte der Anwärter an Schulen 
und Verwaltung heran, klärt Schwierigkeiten auf, versucht 
Verbesserungen zu erreichen und gibt wichtige Informatio-
nen an die jungen Kolleginnen und Kollegen weiter. Zuletzt 
hat die bfg-Jugend sogar Erklär-Videos erstellt, die den 
Anwärtern bei der Nutzung der Ilias-Plattform und bei der 
Erstellung ihrer Diplomarbeit weiterhelfen sollen.

Auch die bfg versucht, das Mögliche zu tun!

DIE SEITE DREI

Das Mögliche tun!Das Mögliche tun!
Text: Gerhard Wipijewski, VorsitzenderText: Gerhard Wipijewski, Vorsitzender
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Evaluation der Steuerbeam-
tenausbildung und Vorge-
setztenevaluation
Im September dieses Jahres stünden 
turnusmäßig sowohl die nächste Eva-
luation der Steuerbeamtenausbildung 
mit dem Prüfungsjahrgang 2019 als 
auch die Vorgesetztenevaluation an. 

Das StMFH hat den HPR darüber 
informiert, dass beabsichtigt sei, bei-
de Evaluationen im Jahr 2020 aus-
zusetzen und erst turnusmäßig im 
Jahr 2025 mit dem Prüfungsjahrgang 
2024 (Einstellungsjahrgänge StIAnw 
2021 und StSAnw 2022) wiederauf-
zunehmen. 

Hintergrund für diese Entschei-
dung ist die Bitte des Bayerische 
Landesamts für Steuern, im Hinblick 
auf die aktuellen, durch die Corona-
Pandemie verursachten Belastungen 
an den Dienststellen, beide Evalua-
tionen derzeit auszusetzen, da der 
hohe personelle und technische Vor-
bereitungsaufwand momentan nicht 
in der gewünschten Qualität geleistet 
werden könne. 

Eine Evaluation des Prüfungsjahr-
gangs 2019 im Jahr 2021 erscheine 
aufgrund der zu lange zurückliegen-
den Ausbildung als nicht repräsenta-
tiv. 

Auch die Befragung der soge-
nannten Corona-Prüfungsjahrgänge 
sei nicht zielführend. Die bekannten 
Einschränkungen in der Ausbildung 
aufgrund der Corona-Pandemie wür-

den das Ergebnis der Evaluation 
vermutlich verfälschen, da die der-
zeitige Ausbildungssituation und die 
erforderlichen Anpassungen nicht auf 
eine generell mangelnde Qualität der 
Ausbildung als solche zurückzufüh-
ren, sondern der derzeitigen Situation 
geschuldet sind.

Beamtenanwärter als 
Unterstützungskräfte für 
Gesundheitsämter
Wie bereits im letzten HPR-Bericht 
dargestellt erfolgt seit 1. Juli 2020 die 
sukzessive Rückkehr der bislang zur 
Unterstützung der Contact-Tracing-
Teams an den Gesundheitsämtern im 
Einsatz befindlichen Anwärterinnen 
und Anwärter in die Ausbildung. Auf-
grund der erforderlichen Teilnahme 
der Anwärterinnen und Anwärter der 
Fachrichtungen Steuer und Staatsfi-
nanz des Ausbildungsjahrgangs 2019 
(3. QE) am anstehenden Studien-
abschnitt 2A wurde nun die erfolgte 
Zuweisung an die Gesundheitsämter 
mit Ablauf des 31. August 2020 auf-
gehoben. Zum selben Termin endet 
auch die befristete Zuweisung der 
Anwärterinnen und Anwärter des 
Prüfungsjahrgangs 2018 (2. QE), de-
ren Ausbildung endet.

Steuerfreie Corona Leis-
tungsprämie
Der HPR wurde vom StMFH darüber 
informiert, dass die Anwendung des 

neu geschaffenen § 3 Nr. 11a ESTG 
auch bei den Beschäftigten des Frei-
staats Bayern möglich ist. Der neu 
geschaffene § 3 Nr. 11a EStG besagt, 
dass zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn vom Arbeitgeber 
in der Zeit vom 1. März bis zum 31. 
Dezember 2020 aufgrund der Corona-
Krise an seine Beschäftigten in Form 
von Zuschüssen und Sachbezügen 
gewährte Beihilfen und Unterstützun-
gen bis zu einem Betrag von 1.500 
Euro steuerfrei bleiben. Sofern und 
soweit die Voraussetzungen von § 3 
Nr. 11a EStG vorliegen, ist eine mit 
der Corona-Krise begründete Leis-
tungsprämie an Beamte und Beam-
tinnen (Art. 67 BayBesG) bzw. Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen (§ 18 
Abs. 3 i.d.F. des § 40 Nr. 6 TV-L, au-
ßertarifliche Regelung) steuerfrei. Die 
Begründung ist in geeigneter Form zu 
dokumentieren.

Die aufgrund der Corona-Krise ge-
währten Leistungsprämien müssen 
bis zum 31. Dezember 2020 ausbe-
zahlt sein. Für die Steuerfreiheit nach 
§ 3 Nr. 11a EStG ist nicht ausreichend, 
wenn die Leistungsprämie lediglich 
bis 31. Dezember 2020 bewilligt wird, 
die Auszahlung aber erst im Jahr 
2021 erfolgt.

Abschließend weist das StMFH da-
rauf hin, dass Leistungsprämien für 
Beschäftigte des öffentlichen Diens-
tes – auch aufgrund der Corona-Krise 
– nur im Rahmen der im Haushalt 
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vorhandenen Mittel gewährt werden 
können.

Anwärtereinstellung 2021 
in der 2. QE 
Landesamt für Steuern
Das Bayerische Landesamt für Steu-
ern wurde ermächtigt, für das Ein-
stellungsjahr 2021 insgesamt 493 
Bewerberinnen und Bewerber (davon 
82 eingliederungsberechtigte Solda-
ten/Soldatinnen auf Zeit sowie zehn 
schwerbehinderte Bewerber/innen) 
bei sonst gegebenen Voraussetzun-
gen als Steuersekretäranwärter/in-
nen einzustellen.

Anwärtereinstellung 2020 
in der 3. QE 
Landesamt für Finanzen
Das Landesamt für Finanzen wurde 
ermächtigt, aus dem Teilnehmerkreis 
der Auswahlprüfung für den Einstieg 
in der 3. Qualifikationsebene sieben 
weitere Bewerber einzustellen. Da-
durch erhöht sich die Zahl der gemäß 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SVG für Inha-
ber eines Eingliederungsscheins oder 
Zulassungsscheins vorzubehaltenden 
Stellen auf insgesamt sechs. Insge-
samt dürfen somit 55 Bewerber, da-
von 47 für das Landesamt für Finan-
zen, eingestellt werden.

Anwärtereinstellung 2021 
in der 2. QE 
Landesamt für Finanzen
Das Landesamt für Finanzen wurde 
ermächtigt, 96 Bewerberinnen und 
Bewerber für den Ausbildungsbeginn 
im Jahr 2021 als Regierungssekretär-
anwärterinnen und -anwärter einzu-
stellen. Von diesen Einstellungsmög-
lichkeiten sind 16 für Inhaberinnen 
und Inhaber eines Eingliederungs-
scheins oder Zulassungsscheins vor-
zusehen. 

Fehlzeitenbericht 2019
Ausgewertet wurden die Fehlzeiten 
der staatlichen Beschäftigten des 
Freistaates Bayern im Kalenderjahr 
2019. Zur Ermittlung der durchschnitt-
lichen Fehltage wurden alle Beschäf-
tigten gezählt, die am 30. Juni 2019 
in einem aktiven Dienstverhältnis 
standen. Nicht mitgezählt wurden 
dementsprechend Beurlaubte und 
Beschäftigte in der Freistellungspha-
se der Altersteilzeit.

Im Jahr 2019 sind die durchschnittli-
chen Fehlzeiten um 0,2 auf 10,5 Tage 
gesunken. Im Geschäftsbereich des 

Finanzministeriums sind die durch-
schnittlichen Fehlzeiten um 0,1 Tage 
auf 12,9 Tage angestiegen. 

Die durchschnittlichen Fehlzeiten 
der staatlichen Beschäftigten liegen 
damit unterhalb des Krankenstands 
der bei der Allgemeinen Ortskranken-
kasse Bayern versicherten Personen 
und heben sich weiterhin von den 
Zahlen der übrigen Ortskrankenkas-
sen für das gesamte Bundesgebiet 
positiv ab. 

Der Vergleich der einzelnen Verwal-
tungsbereiche des Finanzressorts 
zeigt, dass im Bereich Staatsfinanz-
verwaltung und Staatsbetriebe die 
Fehlzeiten weiterhin am höchsten 
sind. Der Bereich Steuer, der durch 
seine Größe den Gesamtdurchschnitt 
des Geschäftsbereichs prägt, weist 
hingegen einen geringen Rückgang 
und in der Tendenz insgesamt nur ge-
ringe Schwankungen auf. Im Bereich 
Staatsfinanzverwaltung (Landesamt 
für Finanzen, Schlösserverwaltung, 
Hochschule für den öffentlichen 

Dienst in Bayern) und Staatsbetrie-
be (Hauptmünzamt, Lotterieverwal-
tung, Staatliches Hofbräuhaus, Zen-
trum Staatsbäder Bayern, Staatsbad 
Bad Brückenau) sind die Fehlzeiten 
mit 15,4 Tagen am höchsten. Der 
Verwaltungsbereich Vermessung/
Digitalisierung und IT-Sicherheit 
(Landesamt für Sicherheit in der In-
formationstechnik) weist bei einem 
Anstieg um 0,4 Tage ebenfalls über-
durchschnittlich hohe Fehltage auf 
(13,7 Tage). In der Steuerverwaltung 
(Bayer. Landesamt für Steuern mit 
Finanzämtern, Finanzgerichte) ha-
ben die Fehlzeiten gegenüber 2016 
um 0,1 Tage auf 12,2 Tage leicht 
abgenommen. Das Finanzministe-
rium selbst hat zwar den höchsten 
Zuwachs (+ 1,2 Tage) zu verzeich-
nen, stellt mit 9,0 Tagen allerdings 
nach wie vor den Bereich mit den 
geringsten Fehlzeiten dar. Der voll-
ständige Fehlzeitenbericht 2019 ist 
auf den Internetseiten des StMFH 
abrufbar. 

Personalverteilung in der 3. QE der Steuerverwaltung
Ende August wurden die Bezirkspersonalräte über das Konzept zur Personal-

verteilung in der 3. QE informiert und einbezogen. 527 Bewerberinnen und 

Bewerber hatten an der Qualifikationsprüfung teilgenommen, 485 erfolgreich. 

Davon sind acht für die IuK eingeplant. Nach Abzug von absehbaren Beur-

laubungen und Abordnungen an andere Behörden bleiben 477 Beschäftigte, 

die den Finanzämtern zugeführt werden können. Das entspricht 458,26 MAK. 

Die Ist-Besetzung gegenüber dem Zuteilungssoll verbessert sich dadurch auf 

+ 4,26 Prozent in der Allgemeinen Verwaltung (AV), auf -3,81 Prozent in der 

Betriebsprüfung (Bp) und auf +3,21 Prozent in der Steuerfahndung (SteuFa). 

Das sieht auf den ersten Blick gar nicht schlecht aus, ist aber zu relativieren. Das 

Zuteilungssoll bildet ja nicht den tatsächlichen Bedarf ab, sondern lediglich die 

aktuell besetzbaren Planstellen. Die Lücke beträgt je nach Berechnungsmuster 

15 bis 20 Prozent, sodass auch nach der Personalzuführung 2020 eine gravie-

rende Unterbesetzung in allen Dienstzweigen bestehen bleibt. Die Verstärkung 

der AV war dabei den Bezirkspersonalräten besonders wichtig, weil sich hier 

der Arbeitszugang nicht steuern lässt. Der Personalmangel schlägt voll auf den 

Fortgang und die Arbeitsqualität durch. Sind aber Grunddaten nicht ausreichend 

gepflegt und Veranlagungen nicht zeitgerecht erfolgt, ist auch die Arbeit der 

Außendienste erheblich beeinträchtigt. Die Basis muss stimmen, und die Basis 

ist die AV! Deshalb begrüßten es die Bezirkspersonalräte, dass auch sämtliche 

der 36 Bewerberinnen und Bewerber, die den Crashkurs bestehen, für diesen 

Dienstzweig vorgesehen sind.

Positiv ist darüber hinaus zu vermerken, dass Anwärterinnen und Anwärtern mit 

gravierenden sozialen Gründen durchgängig ein heimatnaher Einsatz ermög-

licht werden konnte. Außerdem ist festzustellen, dass im Rahmen dieser Perso-

nalverteilung 222 Kolleginnen und Kollegen versetzt werden, die meisten davon 

Richtung Heimat. Alle Wünsche gehen hier zwar nicht in Erfüllung – manche Zie-

lämter sind heiß begehrt und eine Versetzung dorthin ist ohne soziale Gründe 

nach wie vor kaum zu erreichen –, aber die Situation ist zuletzt merklich besser 

geworden. Auch deshalb zeigten sich die Bezirkspersonalräte mit dem Ergebnis 

der Personalverteilung 2020 alles in allem zufrieden und zollten der Personalab-

teilung des LfSt Respekt für die gewaltige Aufgabe, die wieder einmal innerhalb 

kürzester Zeit bewältigt werden musste.
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Wenn aber das Arbeiten in der 
Dienststelle maßgeblich von der 
Fahrzeit zwischen Wohnung und Büro 
abhängt, erklärt sich auch, wieso auch 
die Beschäftigten, die im Umfrage-
zeitraum nur in der Dienststelle ge-
arbeitet haben, seriöser Weise doch 
auch ein hohes Potenzial für Wohn-
raumarbeit bei ihren eigenen Aufga-
ben sehen können! 

Eine mögliche Fahrzeitersparnis 
und deren Umfang spielen aber nicht 
nur bei der Frage eine Rolle, ob je-
mand die Möglichkeit zum Arbeiten 
von daheim in Anspruch nimmt oder 
nicht. Die Umfrageergebnisse zei-
gen sehr deutlich, dass die gesamte 
Zufriedenheit mit der Arbeit von da-
heim, die wir durch mehrere Fragen 
erfasst haben, in einem sehr deutli-
chen Zusammenhang mit der mög-
lichen Fahrzeitersparnis steht. Kein 
anderes Kriterium hat für eine posi-
tive Bewertung der persönlichen Er-
fahrungen mit Wohnraumarbeit eine 
solche Relevanz!
(Diagramm oben rechts)

Um welche Fahrzeitersparnisse es 
dabei geht, zeigen die beiden Donut-
Diagramme. Das obere verdeutlicht 
die durchschnittlichen Fahrzeiten und 
damit die möglichen Fahrzeiterspar-
nisse aller Befragten pro Tag, das un-
tere Diagramm die durchschnittliche 
tägliche Fahrzeit zwischen Wohnung 
und Dienststelle der Umfrageteilneh-
mer, die im Umfragezeitraum über-
haupt nicht von daheim aus gearbei-
tet haben. Ist insgesamt mehr als 
jeder Fünfte (21 Prozent) täglich län-
ger als 1,5 Stunden unterwegs, gilt 

dies aber nur für sieben Prozent der 
Befragten, die ausschließlich in der 
Dienststelle gearbeitet haben. Beina-
he jeder Zweite (45 Prozent) aus der 
Gruppe derer, die keinerlei Arbeiten 
von daheim in Anspruch genommen 
haben, benötigt täglich höchstens 
eine halbe Stunde für den Weg zwi-
schen Wohnung, Dienststelle und 
wieder zurück! – Dies rückt die Frage 
in den Mittelpunkt, wieviel Pendeln 
im beiderseitigen Interesse von Ver-
waltung und Beschäftigten eigentlich 
erforderlich und sinnvoll ist!
(Diagramme rechts)

Überdurchschnittliche Zu-
friedenheit? – Zwei weitere 
Aspekte!
Neben der Fahrzeitersparnis stehen 
zwei weitere Aspekte in einem er-
kennbaren Zusammenhang zur „Zu-
friedenheit“ mit der Wohnraumarbeit: 
die Qualität der IT-Ausstattung und die 
Arbeitsumgebung in der Wohnung. 
Wird beides für gut erachtet, erken-
nen wir eine überdurchschnittliche 
Zufriedenheit mit dem Arbeiten von 
daheim; sehen die Befragten hier De-
fizite, fällt ihre Zufriedenheit schnell 
unterdurchschnittlich aus! 
(Diagramm gegenüberliegende Seite 

rechts oben)

Wie geht es den  
Beschäftigten bei ihrer  
Arbeit von daheim?
Die Antworten der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer auf die Fragen in 
diesem Bereich zeichnen insgesamt 
freilich ein sehr positives Bild! Die 
Mehrheit fühlt sich wohl, sieht sich 

eher weniger angespannt und auch 
nicht zusätzlichem Druck ausgesetzt, 
spricht gar von einer hohen Akzeptanz 
durch die Kolleginnen und Kollegen, 
die in der Dienststelle arbeiten. Eine 
große Mehrheit sieht ihre Arbeit von 
daheim aus als sehr effektiv an und 
hat mit der Trennung von Beruflichem 

III. Arbeiten in der Corona-Krise

3.7 Zufriedenheit mit Wohnraumarbeit 
und Fahrzeitersparnis

Insgesamt hängt die Zufriedenheit mit dem Arbeiten 
von daheim aus stark von der persönlichen Fahrzeit-
ersparnis ab, die mit der unterbliebenen Fahrt zur 
Dienststelle und wieder zurück einhergeht. Kein an-
deres Kriterium hat für eine positive Bewertung der 
persönlichen Erfahrungen mit Wohnraumarbeit eine 

solche Relevanz! Als zweites folgen die Arbeitsumge-
bung und die IT-Ausstattung: Wer beides in Ordnung 
findet, ist mit seiner Arbeitssituation daheim über-
durchschnittlich zufrieden. Gibt es hier Mängel, fällt 
die Einschätzung schnell unterdurchschnittlich aus.
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Wenn ich von daheim aus arbeite, spare ich mir 
durch den Wegfall der Fahrt zur Dienststelle 
und wieder zurück in der Summe täglich …
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Insgesamt hängt die Zufriedenheit mit der WRA (sich in WRA wohl fühlen, effektiver arbeiten u.a.) stark 
von der persönlichen Fahrtzeitersparnis ab. Und von der IT und der Arbeitsumgebung zuhause
(Die Flügel zeigen 50% der jeweiligen TN)

-1,0

-0,5

0,0

0,5

1,0

beides OK
(53%)

bessere IT
(29%)

bessere
AUG
(8%)

bessere IT
& AUG
(10%)

zu
fr

ie
de

n 
m

it 
W

RA
 

w
en

ig
er

   
   

   
   

 
m

eh
r

Um auf Dauer von daheim aus arbeiten 
zu können, brauche ich eine bessere 
Ausstattung…
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Die „Flügel“ zeigen 50% der jeweiligen Teilnehmenden.

2.10 Fahrzeitersparnis

Wer daheim arbeitet, spart sich den Weg „zur 
Arbeit“ – und er spart sich damit oft sehr viel Zeit, 
die er ansonsten auf der Straße oder auf der Schiene 
zubringt. So sagen 21 Prozent unserer Befragten, 
dass sie bei der Arbeit von daheim täglich mehr als 
eineinhalb Stunden Fahrzeitersparnis haben …

Die mögliche Fahrzeitersparnis dürfte auch bei der 
Entscheidung, ob man die Möglichkeit zur Wohn-
raumarbeit wahrnimmt oder nicht, eine Rolle ge-
spielt haben. Jedenfalls ergibt sich für die Befragten, 
die ausschließlich in der Dienststelle arbeiten, ein 
deutlich anderes Bild.

Wie sehr Fahrzeitersparnis und die Inanspruchnahme 
von Wohnraumarbeit zusammenhängen, zeigt das 
nachfolgende Diagramm. 

So erledigen von den Befragten, die ansonsten täg-
lich mehr als eineinhalb Stunden auf Straße oder 
Schiene zubringen, 79 Prozent mindestens die Hälfte 
ihrer Aufgaben von daheim aus.
 
Von denjenigen, bei denen die tägliche Zeitersparnis 
höchstens 30 Minuten ausmacht, verhalten sich ge-
rade einmal 48 Prozent so – also beinahe 40 Prozent 
weniger.

III. Arbeiten in der Corona-Krise
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Fahrtzeiten zur Dienststelle 
gesamt

Wer auf Wohnraumarbeit verzichtet, wohnt häufig in der Nähe des Dienstorts.

Fahrtzeit zu Dienststelle der Teilneh-
menden, die nur dort tätig sind.

Wer auf Wohnraumarbeit verzichtet, wohnt häufig in der Nähe des Dienstorts. Fahrzeitersparnis und Zufriedenheit mit 

der Arbeit von daheim korrelieren.

2.10 Fahrzeitersparnis

Wer daheim arbeitet, spart sich den Weg „zur 
Arbeit“ – und er spart sich damit oft sehr viel Zeit, 
die er ansonsten auf der Straße oder auf der Schiene 
zubringt. So sagen 21 Prozent unserer Befragten, 
dass sie bei der Arbeit von daheim täglich mehr als 
eineinhalb Stunden Fahrzeitersparnis haben …

Die mögliche Fahrzeitersparnis dürfte auch bei der 
Entscheidung, ob man die Möglichkeit zur Wohn-
raumarbeit wahrnimmt oder nicht, eine Rolle ge-
spielt haben. Jedenfalls ergibt sich für die Befragten, 
die ausschließlich in der Dienststelle arbeiten, ein 
deutlich anderes Bild.

Wie sehr Fahrzeitersparnis und die Inanspruchnahme 
von Wohnraumarbeit zusammenhängen, zeigt das 
nachfolgende Diagramm. 

So erledigen von den Befragten, die ansonsten täg-
lich mehr als eineinhalb Stunden auf Straße oder 
Schiene zubringen, 79 Prozent mindestens die Hälfte 
ihrer Aufgaben von daheim aus.
 
Von denjenigen, bei denen die tägliche Zeitersparnis 
höchstens 30 Minuten ausmacht, verhalten sich ge-
rade einmal 48 Prozent so – also beinahe 40 Prozent 
weniger.
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Fahrtzeiten zur Dienststelle 
gesamt

Wer auf Wohnraumarbeit verzichtet, wohnt häufig in der Nähe des Dienstorts.

Fahrtzeit zu Dienststelle der Teilneh-
menden, die nur dort tätig sind.

2.10 Fahrzeitersparnis

Wer daheim arbeitet, spart sich den Weg „zur 
Arbeit“ – und er spart sich damit oft sehr viel Zeit, 
die er ansonsten auf der Straße oder auf der Schiene 
zubringt. So sagen 21 Prozent unserer Befragten, 
dass sie bei der Arbeit von daheim täglich mehr als 
eineinhalb Stunden Fahrzeitersparnis haben …

Die mögliche Fahrzeitersparnis dürfte auch bei der 
Entscheidung, ob man die Möglichkeit zur Wohn-
raumarbeit wahrnimmt oder nicht, eine Rolle ge-
spielt haben. Jedenfalls ergibt sich für die Befragten, 
die ausschließlich in der Dienststelle arbeiten, ein 
deutlich anderes Bild.

Wie sehr Fahrzeitersparnis und die Inanspruchnahme 
von Wohnraumarbeit zusammenhängen, zeigt das 
nachfolgende Diagramm. 

So erledigen von den Befragten, die ansonsten täg-
lich mehr als eineinhalb Stunden auf Straße oder 
Schiene zubringen, 79 Prozent mindestens die Hälfte 
ihrer Aufgaben von daheim aus.
 
Von denjenigen, bei denen die tägliche Zeitersparnis 
höchstens 30 Minuten ausmacht, verhalten sich ge-
rade einmal 48 Prozent so – also beinahe 40 Prozent 
weniger.
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Fahrtzeiten zur Dienststelle 
gesamt

Wer auf Wohnraumarbeit verzichtet, wohnt häufig in der Nähe des Dienstorts.

Fahrtzeit zu Dienststelle der Teilneh-
menden, die nur dort tätig sind.

Pendelzeit der Teilnehmenden gesamt.

Pendelzeit der Teilnehmenden, die nur an 

der Dienststelle tätig sind.
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3.7 Zufriedenheit mit Wohnraumarbeit 
und Fahrzeitersparnis

Insgesamt hängt die Zufriedenheit mit dem Arbeiten 
von daheim aus stark von der persönlichen Fahrzeit-
ersparnis ab, die mit der unterbliebenen Fahrt zur 
Dienststelle und wieder zurück einhergeht. Kein an-
deres Kriterium hat für eine positive Bewertung der 
persönlichen Erfahrungen mit Wohnraumarbeit eine 

solche Relevanz! Als zweites folgen die Arbeitsumge-
bung und die IT-Ausstattung: Wer beides in Ordnung 
findet, ist mit seiner Arbeitssituation daheim über-
durchschnittlich zufrieden. Gibt es hier Mängel, fällt 
die Einschätzung schnell unterdurchschnittlich aus.
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Wenn ich von daheim aus arbeite, spare ich mir 
durch den Wegfall der Fahrt zur Dienststelle 
und wieder zurück in der Summe täglich …

TN
mit WRA zZ

Insgesamt hängt die Zufriedenheit mit der WRA (sich in WRA wohl fühlen, effektiver arbeiten u.a.) stark 
von der persönlichen Fahrtzeitersparnis ab. Und von der IT und der Arbeitsumgebung zuhause
(Die Flügel zeigen 50% der jeweiligen TN)
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Um auf Dauer von daheim aus arbeiten 
zu können, brauche ich eine bessere 
Ausstattung…
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Die „Flügel“ zeigen 50% der jeweiligen Teilnehmenden.

und Privatem keine Schwierigkeiten. 
Auch der Informationsfluss wird allge-
mein sehr positiv bewertet.

Deutlich kritischer sehen die Be-
fragten die längere telefonische Er-
reichbarkeit und auch den fehlenden 
menschlichen Kontakt zu den Kolle-
ginnen und Kollegen. 

Als zumindest ausreichend werden 
von den Beschäftigten in Wohnraum-
arbeit die technischen Rahmenbedin-
gungen eingeschätzt, was angesichts 
der notwendigerweise überstürzten 
Einführung nicht unbedingt zu erwar-
ten war. Aber womöglich hat die exis-
tenzielle Krisensituation ja auch die 
Bereitschaft etwas erhöht, Abstriche 
vom eigentlich erwartbaren Komfort 
in Kauf zu nehmen.

III. Arbeiten in der Corona-Krise

Jetzt haben wir gesehen, dass sich in den Wochen 
der Corona-Krise hinsichtlich der Arbeit im Finanz-
ressort sehr viel verändert hat. Wie aber bewerten 
die Beschäftigten tatsächlich ihre Situation? Welche 
Erfahrungen mit der Arbeit daheim haben sie ge-
macht? Wo gibt es Schwierigkeiten, wo Verbesse-
rungsbedarf? Wo lauern Gefahren?

3.1 Sehr positive Einschätzungen durch 
die Beschäftigten in Wohnraumarbeit

Die Antworten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
an der Umfrage zeichnen ein sehr positives Bild. Die 
Mehrheit fühlt sich wohl, sieht sich eher weniger 
angespannt und auch nicht zusätzlichem Druck aus-
gesetzt, spricht gar von einer hohen Akzeptanz durch 
die Kolleginnen und Kollegen, die in der Dienststelle 
arbeiten. Eine große Mehrheit sieht ihre Arbeit von 
daheim aus als sehr effektiv an und hat mit der Tren-
nung von Beruflichem und Privatem keine Schwierig-
keiten. Auch der Informationsfluss wird allgemein 
sehr positiv bewertet.

Deutlich kritischer sehen die Befragten die längere 
telefonische Erreichbarkeit und auch den fehlen-
den menschlichen Kontakt zu den Kolleginnen und 
Kollegen. 

Als zumindest ausreichend werden von den Be-
schäftigten in Wohnraumarbeit die technischen 
Rahmenbedingungen eingeschätzt, was angesichts 
der notwendigerweise überstürzten Einführung 
nicht unbedingt zu erwarten war. Womöglich darf 
aber auch der Umstand nicht ganz in Abrede gestellt 
werden, dass die Krisensituation die Bereitschaft 
erhöht haben könnte, auch Abstriche vom eigentlich 
erwartbaren Komfort in Kauf zu nehmen.

3. Zufriedenheit
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Ich fühle mich bei meiner Arbeit von daheim aus wohl.

Ich bin bei meiner Arbeit von daheim aus weniger angespannt

Ich habe das Gefühl, mich durch meine Arbeit daheim stärker 
beweisen zu müssen.

Meine Kolleginnen und Kollegen, die in der Dienststelle 
arbeiten, akzeptieren, dass ich von daheim aus arbeite. 

Ich erreiche dabei meine Arbeitsziele genauso gut

Dank der flexiblen Arbeitseinteilung arbeite ich effektiver

Durch die Arbeit von daheim fällt es mir schwer Berufliches 
und Privates zu trennen

Ich bin bei meiner Arbeit von daheim länger als bisher 
telefonisch bzw. per Mail erreichbar

Mir fehlt der Kontakt zu Kolleginnen und Kollegen

Informationen erreichen mich nicht mehr oder zu spät

Die technischen Ausfälle sind bei der Arbeit von daheim 
häufiger als in der Dienststelle

Die Hardwareausstattung bei der Arbeit von daheim ist 
ausreichend

III.3 TN mit WRA bewerten die Arbeit von daheim in ihrer persönlichen Erfahrung oft positiv
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Immer das positive dunkel

Die Beurteilung der  
Zusammenarbeit
In der Summe bewerten die Befrag-
ten die Auswirkungen der Arbeit von 
daheim aus als wenig problematisch 
für die Zusammenarbeit mit ande-
ren Beschäftigten. Lediglich die Fra-
ge nach der eigenen Erfüllung der 
Leitungsaufgaben durch die teilneh-
menden Führungskräfte zeigt – auf 
hohem Niveau – ein deutlich zurück-
haltenderes Bild: Dass sich ihre Lei-
tungsaufgaben uneingeschränkt gut 
erfüllen lassen, sagen nur 43 Prozent, 
34 Prozent sprechen davon, dass das 
meistens der Fall sei.

Zu etwas unterschiedlichen Bewer-
tungen der Zusammenarbeit kommt 
es, betrachtet man die Einschätzun-

gen derer, die ausschließlich in der 
Dienststelle arbeiten, und die der 
Kolleginnen und Kollegen, die in un-
terschiedlicher Ausprägung auch von 
daheim aus arbeiten. Wo von erste-
ren nur 29 Prozent sagen, es kom-
me durch die Wohnraumarbeit nicht 
zu vermehrten Abstimmungsproble-
men, behaupten das aber immerhin 
53 Prozent derer, die selbst ganz oder 
teilweise von daheim aus arbeiten. 
Und während aus der ersten Gruppe 
mit 29 Prozent bald jeder Dritte sagt, 
es treten Abstimmungsprobleme zu-
mindest oft auf, sagen das von den 
befragten „Wohnraumarbeitern“ le-
diglich sieben bis acht Prozent.

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den 
Zustimmungen für die Aussage, we-

gen der Arbeit von daheim sei die 
Erreichbarkeit eingeschränkt und Ab-
läufe seien erschwert. Während 39 
Prozent der in der Dienststelle Arbei-
tenden sagen, ja, das stimmt zumin-
dest oft, sind es auf der Seite derer, 
die auch von daheim aus arbeiten, nur 
neun bzw. 15 Prozent, die die Situati-
on so beurteilen.
(Diagramm nächste Seite oben) 

Welchen Einfluss haben 
Kinderbetreuung oder zu 
pflegende Angehörige?
Wo in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten die Bewilligung von Telearbeit 
weitgehend an das Vorliegen sozialer 
Gründe geknüpft war und insbeson-
dere Beschäftigte mit minderjährigen 

bfg-UMFRAGE ZUR WOHNRAUMARBEIT
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Wenn IT-Ausstattung und/oder Arbeitsumgebung nicht passen, sinkt die Zufriedenheit.
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3.5 Unterschiedliche Beurteilung der 
Zusammenarbeit 
auf der Sachbearbeiterebene

Zu deutlich unterschiedlichen Bewertungen kommt 
es allerdings, betrachtet man die Einschätzungen 
derer, die ausschließlich in der Dienststelle arbei-
ten, und die der Kolleginnen und Kollegen, die in 
unterschiedlicher Ausprägung auch von daheim aus 
arbeiten. Wo von ersteren nur 29 Prozent sagen, es 
komme durch die Wohnraumarbeit nicht zu ver-

mehrten Abstimmungsproblemen, geben das aber 
immerhin 53 Prozent derer an, die selbst ganz oder 
teilweise von daheim aus arbeiten. Und während aus 
der ersten Gruppe mit 29 Prozent bald jeder dritte 
sagt, es treten Abstimmungsprobleme zumindest oft 
auf, sagen das von den befragten „Wohnraumarbei-
tern“ lediglich sieben bis acht Prozent. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den Zustimmungen 
für die Aussage, wegen der Arbeit von daheim sei 
die Erreichbarkeit eingeschränkt und Abläufe seien 
erschwert. Während 39 Prozent der in der Dienststel-

le Arbeitenden sagen, ja, das stimmt zumindest oft, 
sind es auf der Seite derer, die auch von daheim aus 
arbeiten, nur 9 bzw. 15 Prozent, die die Situation so 
beurteilen.

Dass diejenigen, die erst jetzt von daheim aus 
arbeiten, eine nahezu gleiche Einschätzung haben, 
wie diejenigen, die auch schon früher in Wohnraum-
arbeit waren, überrascht angesichts der deutlich 
anderen Bewertung der in den Dienststellen Arbei-
tenden etwas, haben sie der anderen Gruppe doch 
gewissermaßen gestern selbst noch angehört. 

Es treten vermehrt 
Abstimmungsschwierigkeitent auf 

SB ohne WRA

SB  WRA nur zZ

SB WRA 
auch zuvor

Wegen der Arbeit von daheim ist 
die Erreichbarkeit eingeschränkt 

und Abläufe werden erschwert

SB ohne WRA

SB  WRA nur zZ

SB WRA 
auch zuvor
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Kindern davon Gebrauch machen 
konnten, waren diese Voraussetzun-
gen in der Pandemie-Situation für ein 
Arbeiten von daheim hinfällig. So ga-
ben auch lediglich 27 Prozent der Be-
fragten an, im Umfragezeitraum auch 

Kinder oder zu pflegende Angehörige 
zu betreuen.

Wo der Einfluss der Fahrzeit, der 
IT-Ausstattung und der häuslichen 
Arbeitsumgebung auf die Umfrageer-
gebnisse deutlich messbar war, spielt 

das Vorhandensein von Kindern oder 
zu pflegenden Angehörigen keine 
signifikante Rolle. Sogar bei der ver-
meintlich besonders kritischen Frage 
nach der Trennung von Beruflichem 
und Privatem ergeben sich kaum Un-
terschiede!

3.6 Beurteilungsunterschiede durch 
Kinder oder zu pflegende Angehörige?

Wir haben bereits gesehen, dass sich durch die 
Vervierfachung der Heimarbeitsquote während der 
Corona-Krise eine Angleichung ergeben hat zwischen 
Beschäftigten mit und ohne Kind(ern) bzw. zu pfle-
genden Angehörigen in Bezug auf Inanspruchnahme 
und Umfang von Wohnraumarbeit. Insgesamt haben 
27 Prozent der Befragten angegeben, Kinder unter 18 
Jahren oder zu pflegende Angehörige zu haben. 
Bei der Beantwortung des Fragenkatalogs hat dieses 

Kriterium keine nennenswerte Rolle gespielt, auch 
bei den Fragen, die für eine wünschenswerte Balan-
ce zwischen Beruflichem und Privatem eine Relevanz 
haben. 

Das zeigt auch das Diagramm zur Frage nach der 
Trennung von Beruflichem und Privatem, aus dem 
sich keine signifikanten Unterschiede für die beiden 
Gruppen ableiten lassen.
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Einfluss von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen   → WRA - affiner aber keine Beurteilungsunterschiede

MA mit Kindern oder 
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zuvor
33%

0%

25%

50%

75%

100%

MA ohne Ki/pfA mit Ki/pfA

19% 13%

21%
20%

43%
43%

17%
24%

0%

25%

50%

75%

100%

MA ohne Ki/pfA mit Ki/pfA

 100% WRA

 50% < zZ < 100%

5% < zZ < 50%

keine

nahmen zuvor häufiger 
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eher ja 16%

30%

31%
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In der Beurteilung der WRA (persönlich und Qualität der Zusammenarbeit) ergeben sich aber keine signifikanten Unterschiede, 
sogar für die Work-Life-Balance Frage sind die Unterschiede gering.

Durch die Arbeit von daheim 
fällt es mir schwer, Berufliches 
und Privates zu trennen

MA ohne

mit KI / pfA
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27% gaben an, Kinder oder Angehörige zu betreuen.

Es zeigen sich keine signifikanten Unterschiede zwischen Betreuenden und Personen ohne Kinder oder zu pflegende Angehörige.

Die Führungskräfte
Wo schon bei den allgemeinen Ergeb-
nissen der Umfrage immer wieder 
Unterschiede zwischen den IT-Berei-
chen und allen anderen erkennbar 
sind, gilt das für den Bereich der Füh-
rungskräfte umso mehr. Das beginnt 
bereits bei der Ausgangssituation. 
Schon vor der Corona-Krise haben 66 
Prozent der Führungskräfte aus den 
IT-Bereichen in irgendeiner Form auch 
von daheim aus gearbeitet. Bei den 
Führungskräften der anderen Berei-

che waren das nur elf Prozent. Jetzt, 
in der Krise, arbeiten in den IT-Berei-
chen 59 Prozent der befragten Füh-
rungskräfte vollständig von daheim 
aus, in den anderen Bereichen geben 
lediglich fünf Prozent der Befragten 
an, vollständig von daheim aus zu 
arbeiten. Wo in der IT lediglich zwei 
Prozent angeben, ausschließlich in 
der Dienststelle zu arbeiten, sind das 
in den anderen Bereichen 27 Prozent 
der Befragten.

Diese doch stark unterschiedlichen 
Verhältnisse spiegeln sich auch in 
den Einschätzungen möglicher Ab-
stimmungsschwierigkeiten, der Er-
reichbarkeit und erschwerter Abläufe 
sowie der Erfüllung der eigenen Lei-
tungsaufgaben wider. Dabei dürfte 
nicht nur die längere Tradition von 
Wohnraumarbeit in den IT-Bereichen 
eine Rolle spielen, sondern wohl auch 
unterschiedliche Anforderungsprofile 
bzw. Aufgabenstellungen.
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III. Arbeiten in der Corona-Krise

Arbeiten in der Corona-Krise III.3 
VG           

5%

6%

stimmt 40%

stimmt 49%

stimmt nicht 36%

stimmt nicht 53%

stimmt nicht 37%

stimmt nicht 56%

5%

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Abstimmungsschwierigkeiten VG anderer 
Bereiche

VG IuK
Bereiche 

Erreichbarkeit eingeschränkt 
u. Abläufe erschwert

VG anderer 
Bereiche

VG IuK
Bereiche 

Die Leitungsaufgaben 
lassen sich gut erfüllen

VG anderer 
Bereiche

VG IuK
Bereiche 

und VG aus IuK Bereichen (LfSt – IuK, LfF –iUk, IT – DLZ) sehen weniger Problem 
als VG in anderen Bereichen
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Vorgesetzte aus IuK-Bereichen (LfSt-IuK, LfF-IuK, IT-DLZ) sehen weniger Probleme als Vorgesetzte aus anderen Bereichen

zu arbeiten, weitere 21 Prozent sagen, sie erledigten 
mindestens 50 Prozent ihrer Arbeit von daheim aus. 
Aber für 27 Prozent spielt Wohnraumarbeit über-
haupt keine Rolle. Diese doch stark unterschiedli-
chen Verhältnisse spiegeln sich auch in den Einschät-
zungen möglicher Abstimmungsschwierigkeiten, 

der Erreichbarkeit und erschwerter Abläufe sowie die 
Erfüllung der eigenen Leitungsaufgaben wider. Dabei 
dürfte nicht nur die längere Tradition von Wohnraum-
arbeit in den IT-Bereichen eine Rolle spielen, sondern 
wohl auch unterschiedliche Anforderungsprofile bzw. 
Aufgabenstellungen.
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Der Ausblick
In der letzten Ausgabe der Zeitung 
haben wir gesehen, dass die Be-
fragten davon überzeugt sind, einen 
größeren bis großen Teil ihrer dienstli-
chen Aufgaben auf Dauer von daheim 
aus erledigen zu können. Aber wollen 
sie das auch? – Ja, das wollen sie! 
96 Prozent der Befragten, die sich im 
Mai/Juni in Wohnraumarbeit befun-
den haben, geben an, weiterhin von 
daheim aus arbeiten zu wollen! Und 
auch von denjenigen, die überhaupt 
nicht von daheim aus gearbeitet ha-
ben, sagen 84 Prozent, ja, wir wollen, 
dass Wohnraumarbeit im derzeitigen 
Umfang erhalten bleibt oder ausge-
baut wird.

Die Frage der Zeiterfassung
Als vor zwei Jahrzehnten in der Fi-
nanzverwaltung Wohnraumarbeit 
ermöglicht worden war, hat man die 
Beschäftigten in „Telearbeit“ von der 
Zeiterfassung ausgenommen. Grund 
dafür war zum einen das schon ange-
sprochene Ziel, die Kinderbetreuung 
und die Erledigung der dienstlichen 
Aufgaben in Einklang zu bringen. An 
die Stelle der Zeiterfassung traten an-
spruchsvolle Zielvereinbarungen mit 
einer starken Ergebnisorientierung. 
Zum anderen waren damals aber 
auch die technischen Möglichkei-
ten der Zeiterfassung außerhalb der 
Dienststelle nicht gegeben.

Wie stehen die Beschäftigten heute 
zu dieser Frage? Heute, da die tech-
nischen Möglichkeiten grundsätzlich 
gegeben wären (an die Schwierigkei-
ten in BayZeit will man freilich lieber 
nicht denken!) und auch ein EuGH-
Urteil vom vergangenen Jahr die Er-
fassung von Arbeitszeiten verlangt.

Im Gesamtergebnis würden 49 
Prozent der Befragten eine Zeiterfas-
sung auch für das Arbeiten von da-
heim begrüßen – 51 Prozent nicht. Elf 
Prozent der Befragten sagen: Wenn 
das käme, würden wir auf Wohnrau-
marbeit verzichten! Interessanter-
weise ist der Zustimmungswert auf 
die erste Frage sowohl bei denjeni-
gen erheblich höher, die schon sehr 
lange von daheim aus arbeiten, als 
auch bei denen, die sich als Teil eines 
Teams sehen. Auf der anderen Sei-
te ist die völlige Ablehnung der Zei-
terfassung bei den Befragten dieser 
beiden Gruppen etwas weniger stark 
ausgeprägt.

Die Unterschiede sind dabei riesen-
groß! Während in den IT-Bereichen 
zwischen 70 und 93 Prozent eine 
Zeiterfassung begrüßen, liegt die 
Unterstützung dieser Position in an-
deren Bereichen sehr viel niedriger. 
In der Arbeitnehmerveranlagung der 
Finanzämter begrüßen nur 25 Prozent 
derer, die auch früher schon in Telear-
beit waren, eine Zeiterfassung – und 
48 Prozent der jetzt neu in Wohnrau-
marbeit Tätigen. In der Betriebsprü-
fung liegen diese beiden Werte bei 
15 Prozent und 26 Prozent – bei einer 
Totalablehnung („Dann verzichte ich 
lieber auf Telearbeit“) von 17 Prozent 
bzw. 18 Prozent. Mit dem hohen Au-
ßendienstanteil an der Gesamtar-
beitszeit stellt sich die Situation in 
den Außendiensten aber auch etwas 
anders dar. Erhellend auch die Ergeb-
nisse im Bereich der Sachbearbeiter 
im Landesamt für Finanzen. Hier ha-
ben von den 211 Befragten immerhin 
69 Prozent angegeben, eine Zeiter-
fassung zu begrüßen!

Wie geht es weiter?
Die bfg sieht sich mit diesen eindeu-
tigen Umfrageergebnissen in ihrer 
Auffassung bestätigt, dass in der Fi-
nanzverwaltung auf breiter Basis eine 
deutliche Flexibilisierung möglich ist. 
– Aber nicht nur möglich mit Blick auf 
Technik und Arbeitsergebnissen, son-
dern auch sinnvoll, etwa um Fahrzei-
ten zu reduzieren, sinnvoll um das im 
Grunde meist sehr belastende Pen-
deln zu einzuschränken. Sinnvoll aber 
einfach auch, um auf dem Markt der 
Nachwuchskräfte konkurrenzfähig zu 
bleiben und etablierte Beschäftigte 
mit flexiblem Arbeiten und der Selb-
ständigkeit und Eigenverantwortung, 
die damit einhergehen, halten zu kön-
nen! Die Bayerische Finanzgewerk-
schaft hat bereits die Veröffentlichung 
der Broschüre mit den Umfrageer-
gebnissen genutzt, um mit einer gan-
zen Reihe von Entscheidungsträgern 
über diese Fragen ins Gespräch zu 
kommen. Die grundsätzliche Bereit-
schaft, bei der Frage der Wohnrau-

marbeit weitere Schritte zu gehen, 
hatte der Finanzminister bereits bei 
unserem Gewerkschaftstag im Früh-
jahr 2019 ausgedrückt. Ein eingehen-
des Gespräch über das Thema hat 
bfg-Vorsitzender Gerhard Wipijewski 
auch jetzt vor dem Hintergrund der 
neuen Erfahrungen mit ihm geführt 
und damit die Weichen für Verbesse-
rungen gestellt.

Keine Rückkehr zum  
Status quo ante!
Jetzt muss es darum gehen, die 
Dienstvereinbarung über die Wohn-
raumarbeit im Bereich des Finanz-
ressorts zügig zu überarbeiten, damit 
eine deutliche Flexibilisierung der Ar-
beit möglich und – natürlich nur auf 
freiwilliger Basis – auch üblich wird! 
Dass dabei auch Fragen des Gesund-
heitsschutzes, des Arbeitsschutzes 
und der Ausstattung eine Rolle spie-
len müssen, ist für uns als Gewerk-
schafter und Personalräte eine Selbst-
verständlichkeit. Aber eines ist doch 
klar: Nach dem Auslaufen der pan-
demiebedingten Ausnahmeregelung 
kann und darf es zu keiner Rückkehr 
zur vorherigen Praxis kommen!

Mittelfristig stellen 
sich viele Fragen
Mittelfristig stellen sich freilich in 
dem Wissen, dass auf breiter Ebene 
in einem gewissen (und stark unter-
schiedlichen) Umfang ein Arbeiten 
fernab der eigentlichen Dienststelle 
möglich ist, weitere Fragen, denen 
man sich nach und nach zuwenden 
sollte. – Etwa die, was das für die 
derzeit im Aufbau befindlichen Be-
hördensatelliten bedeutet. Oder die, 
was hierdurch für Beschäftigte aus 
Regionen fernab der Ballungszentren 
möglich werden könnte. Wie sind vor 
diesem Hintergrund teure Behörden-
verlagerungen zu sehen? Und wenn 
schon ein Arbeiten daheim so leicht 
möglich scheint, welche Rolle könnte 
dann ein gewissermaßen ergänzen-
des „Andocken“ in einer heimatna-
hen Dienststelle spielen?

bfg-UMFRAGE ZUR WOHNRAUMARBEIT
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„Ich bin sehr aufgeschlossen für eine stärkere Flexibilisierung“
Wipijewski spricht mit dem Finanzminister über die Ergebnisse der bfg-Umfrage

Die Broschüre mit den Ergebnissen 
der bfg-Umfrage zur Wohnraum-
arbeit bzw. der Arbeit von daheim 
ist auf reges Interesse gestoßen. 
Deshalb war es das Ziel der Bayeri-
schen Finanzgewerkschaft, nicht nur 
allen interessierten Beschäftigten 
ein Exemplar zukommen zu lassen, 
sondern diese auch möglichst vielen 
Entscheidungsträgern persönlich zu 
überreichen und die Ergebnisse zu 
besprechen! Der entscheidende Part-
ner auf dem Weg zu einer möglichen 
Ausweitung der Wohnraumarbeit 
und einer stärkeren Flexibilisierung 
des Arbeitens ist Finanzminister 
Albert Füracker. Mit ihm hat der 
bfg-Vorsitzende Gerhard Wipijewski 
ein eingehendes Gespräch über das 
Thema geführt.
Finanzminister Füracker zeigte sich 
beeindruckt davon, dass sich ressort-
weit rund 7.000 Beschäftigte an der 
Umfrage beteiligt haben, was die 
Aussagekraft der Ergebnisse erhärte. 
Der Minister beteuerte, dass ihm das 
Thema sehr wichtig sei – einmal, weil 
sich mit Telearbeit Beruf und Familie, 
nicht zuletzt auch Beruf und die Pflege 
eines Angehörigen vielfach besser in 
Einklang bringen lasse, zum anderen, 
weil die Möglichkeit, Homeoffice an-
bieten zu können, heute auch bei der 
Personalgewinnung ein wichtiger Fak-
tor sei. 

Der bfg-Vorsitzende erläuterte dem 
Minister die wesentlichen Ergebnisse 
der Umfrage und wies darauf hin, dass 
90 Prozent der Teilnehmenden Sach-
bearbeiter/innen waren, zehn Prozent 
Führungskräfte. Während 83 Prozent 
der Teilnehmenden im Umfragezeit-
raum ganz oder teilweise von daheim 
aus gearbeitet haben, waren 17 Pro-
zent ausschließlich in der Dienststelle 
tätig. 62 Prozent der Befragten erle-
digten sogar mehr als die Hälfte ihrer 

Arbeit von daheim aus. Festzustellen 
sei aber auch, dass die Unterschiede 
zwischen den Bereichen groß seien, 
wenngleich fast überall offenbar rund 
ein Drittel der Aufgaben von daheim 
aus erledigt werden könnten.

Wipijewski stellte dem Finanzmister 
weiterhin dar, wie die Beschäftigten 
ihre Arbeit im Befragungszeitraum 
einschätzten. An erster Stelle sei hier 
der enorm hohe Grad an persönlicher 
Zufriedenheit mit dem Arbeiten von 
daheim aus zu nennen. Auch die Effi-
zienz bei der Erledigung der Arbeiten 
werde als sehr hoch eingeschätzt und 
mögliche Gefahren bzw. Belastungen 
als gering. Auffällig dabei war, dass die 
Einschätzungen bei denen am posi-
tivsten ausfielen, die erklären, einem 
Team anzugehören. Die Zusammen-
arbeit mit anderen wurde von den 
Befragten allgemein als sehr gut ein-
gestuft – etwas kritischer allerdings 
durch die ausschließlich in der Dienst-
stelle Tätigen und solchen, die erklä-
ren, nicht Teil eines Teams zu sein. 

Es könne festgestellt werden, so 
Wipijewski, dass die Einschätzungen 
und persönlichen Einstellungen dann 
besonders positiv ausfallen, wenn mit 
der Arbeit von daheim aus eine erheb-
liche Fahrzeitersparnis verbunden sei. 
Sie seien aber auch dann überdurch-
schnittlich gut, wenn die Arbeitsumge-
bung und die IT-Ausstattung als ausrei-
chend angesehen werden. – Würden 
hier Defizite gesehen, falle die Bewer-
tung sehr schnell unterdurchschnittlich 
gut aus.

Nicht überraschend sei freilich auch, 
dass vielen Beschäftigte durch die 
starke Inanspruchnahme der Wohn-
raumarbeit der persönliche Kontakt zu 
den Kolleginnen und Kollegen fehle.
Der bfg-Vorsitzende führte weiter aus, 
dass die Befragten insgesamt ein sehr 
großes Potenzial für ein Arbeiten von 

daheim sehen – auch diejenigen, die 
selbst bisher nur in der Dienststelle 
tätig waren. Die zum Ausdruck kom-
menden Unterschiede zwischen den 
Bereichen zeigten die Seriosität und 
Ernsthaftigkeit der Antworten. Klar 
sei damit aber auch: Beinahe überall 
können Aufgaben in einem gewissen 
Umfang auch von daheim aus erledigt 
werden. Und: Die Beschäftigten wol-
len flexibler Arbeiten! Sie wollen eine 
verstärkte Möglichkeit, auch von da-
heim aus arbeiten zu können. 

Finanzminister Füracker erklärte, er 
stehe einer stärkeren Flexibilisierung 
aufgeschlossen gegenüber. Ihm sei es 
ein wichtiges Anliegen, die Pendler-
ströme zu reduzieren.

Die Gesprächspartner waren sich 
auch darüber einig, dass die wün-
schenswerte Flexibilisierung ihre 
Grenzen in den dienstlichen Notwen-
digkeiten finde, zu denen neben dem 
erforderlichen Austausch der Beschäf-
tigten untereinander derzeit vor allem 
die Ausbildung zähle.

Wipijewski machte deutlich, dass 
es auf keinen Fall zu einer – auch nur 
kurzfristigen – Rückkehr zum Status 
quo ante kommen dürfe. Er sprach 
sich deshalb für eine Fortgeltung der 
Ausnahmeregelung aus, wonach auf 
den Wunsch des Beschäftigten hin 
generell Telearbeit zu ermöglichen sei, 
sofern die technischen Möglichkeiten 
hierzu bestehen und ein geordneter 
Dienstbetrieb dies zulasse. Erst wenn 
eine geänderte Dienstvereinbarung 
vorliege, komme für ihn ein Verzicht 
auf diese Ausnahmeregelung in Be-
tracht.

Minister Füracker sagte zu, dass 
das Finanzministerium in den nächs-
ten Wochen auf den Hauptpersonalrat 
zukommen werde, um eine Änderung 
der bestehenden Dienstvereinbarung 
herbeizuführen.
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F
ast ein halbes Jahr nach dem 
Corona-bedingten Lockdown 
in Deutschland ist noch immer 
nicht an einen Normalbetrieb 

in Gesellschaft, Wirtschaft und Ver-
waltung zu denken. Die Zahl der täg-
lichen Neuinfektionen ist seit einigen 
Wochen wieder vierstellig, sodass 
kein Spielraum für weitere Lockerun-
gen besteht. Der Krisenmodus wird 
so zunehmend zu unserer neuen Nor-
malität. Dabei gibt die bayerische Fi-
nanzverwaltung nach wie vor ein sehr 
gutes Bild ab. Der Betrieb läuft außer-
ordentlich stabil, inklusive Publikums-
verkehr. Doch es stehen im Herbst 
große Herausforderungen bevor.

Hygieneregeln 
bleiben bestehen
Das Infektionsgeschehen macht deut-
lich, dass weiterhin – ja vielleicht so-
gar wieder verstärkt – auf die konse-
quente Einhaltung der Hygieneregeln 
zu achten ist. Somit gelten insbeson-
dere auch die Abstandsregeln am Ar-
beitsplatz uneingeschränkt fort, will 
man eine allgemeine Maskenpflicht 
vermeiden. In den Büros konnte die 
Finanzverwaltung das in den letzten 
Monaten erstaunlich gut lösen. Durch 
Homeoffice und Telearbeit wurde die 
Anwesenheit entzerrt, viele Anwär-
terinnen und Anwärter waren zudem 
für die Gesundheitsämter tätig. Be-
sprechungen, Versammlungen, Fort-
bildungsveranstaltungen – all das 
wurde auf ein absolutes Minimum zu-
rückgefahren, um das Infektionsrisiko 

gering zu halten. Die Hoffnung, dass 
man das im Herbst alles unter Nor-
malbedingungen nachholen kann, ist 
nun jedoch zunehmend geschwun-
den. Deshalb werden jetzt Veranstal-
tungskonzepte unter Einhaltung der 
Abstandsregeln entwickelt, was an-
gesichts der knappen räumlichen und 
personellen Kapazitäten alles andere 
als einfach ist.

Besprechungen 
auf Abstand
Für jeden Besprechungsraum wurde 
zwischenzeitlich die maximale Teil-
nehmerzahl festgelegt, mit der die 
Abstandsregeln einzuhalten sind. So 
schrumpfte die Kapazität in allen Be-
reichen in aller Regel locker um mehr 
als die Hälfte. Größere Besprechun-
gen und Versammlungen sind da-
durch vor Ort derzeit kaum möglich. 
Sie lassen sich aber auch nicht ewig 
verschieben. Ein Lösungsansatz be-
steht darin, Veranstaltungen zu teilen, 
was natürlich den Aufwand verviel-
facht und den allgemeinen Austausch 
beeinträchtigt. Dazu kommt, dass 

mangels räumlicher Alternativen die 
Sitzungssäle – zumindest bei den 
Finanzämtern – durchgängig mit An-
wärterinnen und Anwärtern belegt 
werden müssen. Eine erste sichtbare 
Konsequenz ist, dass die großen Aus-
bildungsämter für Fortbildungsveran-
staltungen des LfSt komplett ausfal-
len. Das gleiche gilt für die LFS. Es 
wird also verstärkt notwendig sein, 
sich extern zu behelfen, was natürlich 
nicht umsonst zu haben ist. Aber Co-
rona kostet eben – auf allen Ebenen! 

Mix aus Präsenz- 
und Onlineunterricht
Man kann – und muss – der Situati-
on daneben natürlich auch mit tech-
nischen Lösungen begegnen, Stich-
wort E-Learning. Das wird nun auch 
für die Fortbildung ein Thema; die 
Konzepte für die nahe Zukunft sehen 
das auch so vor. Bei der Ausbildung 
ist man hier schon mitten drin. Die 
schnelle Konzeption inklusive laufen-
der Anpassungen verdient höchsten 
Respekt. Den Anwärterinnen und 
Anwärtern verlangt dieses Mischkon-
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zept aber natürlich weit mehr Eigen-
verantwortung ab als bisher gewohnt. 
Dazu kommt, dass durch die gelten-
den Hygienekonzepte der Schulbe-
trieb auch neben dem Unterricht ein 
ganz anderer ist. Der Druck auf alle 
Beteiligten ist enorm – und die Sorge, 
dass ein Infektionsfall womöglich alle 
Bemühungen obsolet werden lässt. 
Den Grat zwischen notwendiger 
Sorgfalt und größtmöglicher Freizü-
gigkeit in dieser Pandemie zu finden 
und zu bewahren, ist natürlich eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe; im 
Schulbetrieb ist der aber sicherlich be-
sonders schmal. Das bekommen wir 
natürlich in Ansbach, Herrsching und 
Hof jetzt zu spüren.

Praktische 
Anwärterausbildung in  
gewohnter Form nicht 
durchführbar
Auch die praktische Ausbildung un-
ter Einhaltung der Abstandsregeln 
ist eine echte Herausforderung – ja, 
eigentlich fast ein Widerspruch in 
sich. Trotzdem verlangt die Situation 
genau das. Und zwar bei Rekordein-
stellungszahlen. Allein beim LSI wur-
den in den letzten zwei Jahren fast 
80 Nachwuchskräfte eingestellt. Die 
internen Schulungen waren dann 
Corona-bedingt plötzlich nicht mehr 
möglich. Durch das beim LSI neu in 
Kraft getretene Arbeitsschutzkonzept 
konnten diese nun für alle neuen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter unter 
Einhaltung der Vorschriften wieder 
aufgenommen und durchgeführt 
werden. Neben dem Einhalten der 
Abstandsregeln galt es dabei eine 
Durchmischung zwischen Schulungs-
teilnehmerinnen und –teilnehmern 
mit den übrigen Beschäftigten wei-
testgehend zu vermeiden. Auch das 
ist gelungen.

Für die Finanzämter hat das LfSt 
ein Handlungskonzept auf den Weg 
gebracht, das als Grundlage für die 
praktische Ausbildung dienen soll. 
Zwangsläufig setzt man auch für die 
Praxis auf einen Mix zwischen Prä-
senzausbildung und Selbststudium 
im Homeoffice. Weder lassen es die 
Bürogrößen zu, mehrere Anwärterin-
nen und Anwärter dort gleichzeitig zu 
betreuen, noch haben wir derzeit das 
Personal dafür vor Ort. Es sind eben 
nach wie vor viele Beschäftigte weit-
gehend oder überwiegend im Home-
office tätig und das ja auch aus gutem 
Grund. Dass Selbststudium für Be-

rufsanfänger nur mäßig effektiv sein 
kann, ist dabei unbestreitbar, aber es 
fehlt eben schlicht an Alternativen. Es 
dürfte schon schwierig genug wer-
den, die im Rahmen der praktischen 
Ausbildung vorgesehenen Einfüh-
rungsveranstaltungen und ABAGs 
wie geplant abzuhalten. Um die Ab-
standsregeln zu erfüllen, müssen die 
Gruppen vielerorts geteilt werden. 
Man braucht dann natürlich ein Viel-
faches an Räumen und Lehrpersonal. 

Beim LfF können unsere Anwärte-
rinnen und Anwärter das Homeoffice 
nur für theoretische Lerninhalte nut-
zen. Nachdem es keine Anwärterlap-
tops gibt und auch ein Zugriff über 
private Endgeräte nicht möglich ist, 
scheidet das Bearbeiten von Echtfäl-
len aus. Um trotzdem die räumliche 
Situation zu entzerren, wurden die 
Studiernachmittage ausgeweitet und 
auch für die praktische Ausbildung 
Gruppen gebildet.

Dienstreisen 
weiter eingeschränkt
Erschwerend kommt hinzu, dass 
Ausbildungsreisen nach wie vor 
grundsätzlich nicht gestattet sind. 
Wir haben aber überörtlich zentrali-
sierte Arbeitsbereiche, die eigentlich 
durchlaufen werden müssen. Beson-
ders gravierend fällt das beim LfF ins 
Gewicht, weil man hier die Aufgaben 
in den letzten Jahren besonders kon-
sequent auf möglichst wenig Stand-
orte konzentriert hat. Bei der Ausbil-
dung fällt uns das jetzt auf die Füße. 
Gleiches gilt für die zentralisierten 
oder ausgelagerten Arbeitsbereiche 
in der Steuerverwaltung – Stichwort 
Finanzkasse. Oder die Verlagerung 
von zentralen Einheiten aus den Bal-
lungsräumen hinaus in Bearbeitungs-
stellen. Auch in der Steuerverwaltung 
gibt es nur noch wenige Finanzämter, 
die alle für die Ausbildung relevanten 
Arbeitsbereiche vorweisen können. 
Manches wird man in der aktuellen 
Krisensituation aussparen können, 
aber sicherlich nicht alles.

Auch andere Dienstreisen sind nach 
wie vor auf das unbedingt notwendi-
ge Maß zu beschränken. Umgekehrt 
wird die Möglichkeit, Videokonferen-
zen abzuhalten, zügig ausgebaut. 
Auch die Finanzämter sollen hier 
jetzt einbezogen werden. Allerdings 
ist eine Nutzung für örtliche Bespre-
chungen nicht vorgesehen. Die sollen 
dort bis auf weiteres körperlich unter 
Beachtung der Abstandsregelungen 

durchgeführt werden. Anders beim 
LfSt, LfF und LSI. Bedingt durch die 
mittlerweile gute Laptopausstattung 
– beim LfF wurden beispielsweise 
385 sogenannte All-In-One-Geräte 
für die häusliche Nutzung beschafft 
und weitere 750 Notebooks – können 
auch Programme wie Skype für die 
tägliche Kommunikation genutzt wer-
den. Dadurch lässt sich der persönli-
che Kontakt auf ein Minimum redu-
zieren. Aus virologischer Sicht ideal. 
Ob es auch arbeitstechnisch und zwi-
schenmenschlich der Weisheit letzter 
Schluss ist, steht natürlich auf einem 
ganz anderen Blatt. Dieser Zwiespalt 
zeigt exemplarisch die Gratwande-
rung, die die gesamte Gesellschaft 
bei dieser Pandemiebekämpfung be-
wältigen muss.

Unterstützung für andere 
Behörden
Die bayerische Finanzverwaltung 
meistert aber nicht nur ihre Corona-
bedingten Sonderbelastungen, die ja 
durchaus erheblich sind, bislang über-
ragend. Ganz nebenbei unterstützen 
unsere Beschäftigten auch andere 
Behörden, zum Beispiel die Regie-
rungen bei der Auszahlung von För-
dergeldern. Der Anwärtereinsatz bei 
den Gesundheitsämtern soll nun al-
lerdings bis 30.09.2020 beendet sein, 
sodass sich die Betroffenen endlich 
wieder voll ihrer eigentlichen Aufga-
be widmen können. Die bfg hat hier 
auch gegenüber der Politik erfolgreich 
deutlich gemacht, dass ansonsten die 
Ausbildungsrückstände nicht mehr 
aufzuholen sind.

Konsolidierung 
im Krisenmodus
Wir schwenken nun in die nächste 
Phase des Arbeitens unter SARS-
COVID-19 ein. Die Krise dauert an, 
und der Krisenmodus muss auf Dau-
erbetrieb umgestellt werden. Jetzt 
geht es nicht mehr um Notlösungen, 
jetzt geht es um mittelfristige Kon-
zepte. Somit steht der bayerischen 
Finanzverwaltung die nächste gro-
ße Corona-Herausforderung bevor. 
Die Erfahrungen der letzten Monate 
stimmen aber zuversichtlich, dass 
auch das bewältigt werden kann. Zu-
mindest, wenn diese Krise weiterhin 
als gemeinsame Aufgabe aller Betei-
ligten wahrgenommen wird. Davon 
wird der Erfolg abhängen. Die bfg ist 
weiterhin bereit, ihren Beitrag dazu zu 
leisten! Bis es geschafft ist!

CORONA-KRISE: UMSICHTIG HOCHFAHREN
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PERSONALRATSWAHLEN 2021

Der Personalrat – mittendrin statt nur dabei!
2021 werden die Personalratsgremien neu gewählt

D
er Personalrat berät – das 
sagt doch schon der Name, 
oder etwa nicht? Er berät die 
Beschäftigten und die Ver-

waltung – und damit hat sich's. Eben 
nicht. Das ist genau das fundamentale 
Missverständnis, dem auch so man-
cher Dienststellenleiter unterliegt. Es 
geht nicht um den unverbindlichen 
Rat(schlag), dem man nach Lust und 
Laune folgen oder den man in den 
Wind schlagen kann. „Rat“ steht hier 
für „beschlussfassendes Gremium“. 
Seine Entscheidungen sind verbind-
lich und zu beachten. Ignoriert das die 
Dienststelle, darf sie sich nicht wun-
dern, wenn Vorhaben dann am Wider-
stand des Personalrats zerschellen. 

Betriebsräte wurden im Rahmen 
der sozialen Marktwirtschaft in der 
frühen Bundesrepublik Deutschland 
gesetzlich verankert, um dem reinen 
Unternehmertum ein Gegengewicht 
entgegenzustellen – einen „Rat“ be-
stehend aus demokratisch gewählten 
Vertreterinnen und Vertretern der Be-
schäftigten. Das war ein Zugeständnis 
an starke sozialistische Strömungen 
nach dem Krieg. Daraus entwickel-
te sich letztlich das Erfolgsmodell 
der deutschen Mitbestimmung, das 
schließlich auch auf die Verwaltung 
übertragen wurde.  

Das bedeutet, dass die Aufgabe 
des Personalrats weit über eine reine 
Interessenvertretung der Beschäf-
tigten der jeweiligen Dienststelle 
hinausgeht. Die Grundidee aus dem 
Betriebsverfassungsgesetz, das eine 
gemeinsame Führung eines Unter-
nehmens durch Unternehmensleitung 
und Betriebsrat vorsieht, soll auch in 
der Verwaltung greifen. Ein Miteinan-
der auf Augenhöhe – auch wenn man 
dabei nicht ganz soweit wie in der 
freien Wirtschaft gehen wollte. Die 
Mitbestimmungstatbestände wurden 
gegenüber dem Betriebsverfassungs-
gesetz für die Personalvertretungs-
gesetze abgeschwächt und ausge-
dünnt. Trotzdem – die Grundidee, die 
Philosophie bleibt: Die Beschäftigten 
sollen sich über die Personalräte an 
der Führung der Behörde beteiligen. 
Das gefällt nicht jedem. Manch eine 
Amtsleiterin, manch ein Amtsleiter 
fühlt sich kontrolliert und gegängelt 
– von hierarchisch weit unterhalb ste-
henden Personen, die ihr oder ihm 

als großem Chef in die Suppe spu-
cken wollen. Umgekehrt gefällt es 
auch nicht jedem Personalrat, dass er 
Mitverantwortung für einen funktio-
nierenden Dienstbetrieb trägt. Funda-
mentalopposition zu betreiben wäre 
manchmal viel einfacher, zudem wäre 
einem der Applaus am Kantinentisch 
sicher – doch so ein Verhalten ist eben 
mit Idee und Gesetz nicht vereinbar.

Interessen und Dienstbe-
trieb berücksichtigen – 
oftmals ein Balanceakt
Ein guter Personalrat muss beides 
berücksichtigten: Die berechtigten 
Interessen seiner Beschäftigten und 
die Erfüllung des dienstlichen Auf-
trags. Dazu braucht es Kreativität. Er 
muss Ideen entwickeln, wie Wider-
sprüche aufgelöst oder doch zumin-
dest abgemildert werden können. Es 
braucht Überzeugungskraft. Die bes-
te Idee nützt nichts, wenn man sie 
der Dienststellenleitung nicht nahe 
bringen kann. Und es braucht Stärke.  
Gefasste Beschlüsse und Vereinba-
rungen auch zu vertreten, wenn Un-
mut aufkommt und die Kritik wächst 
– egal von welcher Seite – ist oft nicht 
einfach. Ganz wichtig ist es außer-
dem, über Entwicklungen informiert 
zu sein, die rechtlichen Möglichkeiten 
zu kennen und über gute Kontakte zu 
verfügen. Die bfg hilft ihren Personal-
räten über Schulungen, Konferenzen 
und Infos, dass dieser Bereich opti-
mal abgedeckt werden kann. Ohne 
eine starke Gewerkschaft im Hin-
tergrund ist gute Personalratsarbeit 
nicht möglich.

Rechtsstellung zu schwach?
Natürlich würde sich die bfg eine 
noch stärkere Rechtsstellung der Per-
sonalräte wünschen. Gerade das Bay-

erische Personalvertretungsgesetz ist 
hier vergleichsweise restriktiv. Sämt-
liche organisatorischen Maßnahmen 
unterliegen lediglich der Mitwirkung 
und können damit vom Arbeitgeber 
trotz negativen Votums der Personal-
vertretung durchgesetzt werden. Poli-
tische Entscheidungen entziehen sich 
gar völlig einer Überprüfung durch die 
Gremien. Ein echtes „Vetorecht“ gibt 
es lediglich im Bereich der personel-
len Maßnahmen, und auch das muss 
sich auf genau definierte Versagungs-
gründe stützen, um wirksam zu sein. 
Dass der Personalrat eine Beförde-
rung oder eine Versetzung nicht gut 
findet, reicht also nicht. Widerspre-
chen kann er ihr nur, wenn sie gegen 
geltendes Recht verstößt oder andere 
dadurch ungerechtfertigt benachtei-
ligt werden. Nicht viel zu holen, könn-
te man meinen. Doch der Eindruck 
täuscht. Die Verwaltung – zum Teil 
sogar die Politik – braucht eine brei-
te Akzeptanz, sonst laufen ihre Maß-
nahmen ins Leere. Wohin schlechte 
Stimmung an den Dienststellen führt, 
hat man leidvoll erfahren. Und um das 
Betriebsklima einigermaßen hochzu-
halten, braucht man die Personalver-
tretung. Gute Personalräte erkennen 
diese Gelegenheit und nutzen sie – 
zugunsten der Beschäftigten!

Gemeinsam vereinbarte 
Grundsätze sorgen für 
Verlässlichkeit
So entstehen Vereinbarungen, zum 
Beispiel dass grundsätzlich keine 
Versetzungen gegen den Willen der 
Betroffenen erfolgen. Hier bindet sich 
die Verwaltung freiwillig und engt 
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damit ihren eigenen Spielraum er-
heblich ein. Warum? Es ist ein Zuge-
ständnis an die Bezirkspersonalräte, 
die ansonsten jeden Einzelfall in die 
Einigungsstelle treiben könnten. Das 
dauert. Dieser zeitliche Aspekt ist 
nicht zu unterschätzen. Selbst wenn 
ein Beteiligungsverfahren am Schluss 
durch die Verwaltung gewonnen wird, 
könnte es sich angesichts der Mona-
te, die dafür ins Land gegangen sind, 
als Pyrrhussieg erweisen. Die Zeit 
ist ein Trumpf, der mitunter stechen 
kann. Gute Personalräte wissen das.

Rat und Tat
Auch wenn der Begriff „Personalrat“ 
etwas anderes meint: Beschäftigten 
mit Rat und Tat zur Seite zu stehen, 
gehört natürlich trotzdem ganz we-
sentlich zum Auftrag. Heute mehr 
denn je. Die Vorschriften zur Personal-
bewirtschaftung, wie Stellenbewer-
tung, Zuteilungssoll, Beförderungs- 
und Versetzungsgrundsätze, sind 
mittlerweile derart kompliziert, dass 
sie nebenbei nicht mehr verinnerlicht 
werden können. Will man sich bei Fra-
gen nicht nur auf seinen Dienstvorge-
setzten verlassen, braucht man eine 
unabhängige Stelle, einen Experten: 
den Personalrat.

Auch wenn man im Clinch mit Vor-
gesetzten oder Kollegen liegt und 
diskret nach Lösungswegen suchen 
möchte, wen wird man fragen? Den 
Personalrat.

Oder wenn die Dienstunfähigkeit 
droht und der Amtsleiter dazu rät, 
den Antrag auf Pensionierung zu 
stellen, man aber nicht abschätzen 
kann, wie sich so etwas auswirkt und 
welche Alternativen bestehen – wen 
fragt man da? Den Personalrat.

Die Aufzählung ließe sich noch be-
liebig fortsetzen. Doch das alles unter-
liegt selbstverständlich der Schweige-
pflicht, so dass man darüber im AIS 
nichts lesen und in der Personalver-
sammlung nichts hören wird. Glei-
ches gilt für die zahllosen Gespräche 
mit der Dienststellenleitung. Nur ein 
Bruchteil der Personalratsarbeit un-
terliegt somit der öffentlichen Wahr-
nehmung. Dass manche Beschäftigte 
die Gremien darauf reduzieren und 
in Frage stellen, ist höchst bedauer-
lich. Vor allem dann, wenn sie selbst 
nicht bereit sind, sich zu engagieren.  
Alle fünf Jahre haben sie Gelegenheit 
dazu. Ganz im Gegensatz zur Dienst-

stellenleitung muss sich jedes Perso-
nalratsgremium regelmäßig dem Vo-
tum der Beschäftigten stellen. So will 
es das demokratische Prinzip. Am 22. 
Juni 2021 ist es wieder soweit. Die 

Personalräte werden neu gewählt. 
Ob die Gremien dann weiterhin mit-
tendrin, statt nur dabei sind, haben 
die Beschäftigten so letztlich selbst in 
der Hand.  

Sommerlicher Austausch mit dem Vorsitzenden des 
Haushaltsausschusses
Es ist beinahe schon Tradition, dass sich die bfg in der Sommerpause des 
Landtags intensiv mit ihren beiden Mitgliedern Wolfgang Fackler und Josef 
Zellmeier austauscht, die die beiden für die Finanzverwaltung so wichtigen 
Landtagsausschüsse leiten. – Wolfgang Fackler den für die Fragen des öf-
fentlichen Dienstes und Josef Zellmeier den für den Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen.

Ende Juli nun trafen sich bfg-Vorsitzender Gerhard Wipijewski und Jo-
sef Zellmeier und erörterten dabei mehr als zwei Stunden lang eine gan-
ze Reihe aktueller Fragen. Dabei ging es zunächst um die Bewältigung der 
Corona-Krise. Josef Zellmeier, der sich seiner früheren Verwaltung weiter-
hin sehr verbunden fühlt, zeigte sich geradezu stolz darauf, wie „seine“ Fi-
nanzverwaltung die Herausforderungen der Corona-Krise gemeistert hat. 
Er stimmte mit dem bfg-Vorsitzenden überein, dass es gerade vor diesem 
Hintergrund ein fatales Zeichen gegenüber den Beschäftigten wäre, jetzt 
am öffentlichen Dienst zu sparen. Vielmehr müsse alles versucht werden, 
die Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen. Wipijewski forderte, die Fi-
nanzverwaltung zukunftsfähig zu halten. Dazu gehörten neben attraktiven 
finanziellen Rahmenbedingungen die Nachwuchsgewinnung, die Digitali-
sierung, aber auch die Schaffung zeitgemäßer Arbeitszeitbedingungen. Die 
krisenbedingte Flexibilisierung der Arbeit durch vieltausendfaches Arbeiten 
von daheim habe deutlich gemacht, dass hier wesentlich mehr möglich sei. 
Die bfg werte hierzu gerade ihre Umfrage zur Wohnraumarbeit aus, an der 
ressortweit 7.000 Beschäftigte teilgenommen haben. 

Weitere Themen des Gesprächs waren die Aufgabenverlagerungen mit all 
den Herausforderungen und Schwierigkeiten, die hier zu meistern sind, der 
Vorschlag der bfg einen eigenen HföD-Fachbereich IT zu gründen und der 
anstehende Doppelhaushalt, bei dem trotz Milliardenausgaben in der Co-
rona-Pandemie und riesigen Steuerausfällen wichtige Themen angegangen 
werden müssten. Aber auch die Grundsteuerreform mit ihrem zusätzlichen 
Personalbedarf und die Situation in der Ausbildung waren Gegenstand des 
freundschaftlichen Gesprächs.
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AUSBILDUNG IN ZEITEN VON CORONA

Ausbildung in Zeiten von Corona – nur gemein-Ausbildung in Zeiten von Corona – nur gemein-
sam geht'ssam geht's

D
ie Corona-Pandemie stellt 
die gesamte Finanzverwal-
tung vor enorme Herausfor-
derungen. Neben dem übli-

chen Kerngeschäft gilt es, steuerliche 
Sofortmaßnahmen und Änderungen 
möglichst unbürokratisch und schnell 
umzusetzen und auch den Regierun-
gen mit Personal auszuhelfen. All 
dies bewältigen die Beschäftigten in 
bewundernswerter Weise – wieder 
einmal, geradezu selbstverständlich 
mit höchstem persönlichem Einsatz. 
Öffentlicher Dank dafür? Meistens 
Fehlanzeige!

Einsatz bei den Gesund-
heitsämtern
Nach einem Ministerratsbeschluss 
mussten sich viele Anwärterinnen 
und Anwärter von ihrer regulären 
Ausbildung verabschieden, um die 
Gesundheitsämter zu unterstützen.

Das Engagement und der Wille der 
jungen Beschäftigten, in dieser Situa-
tion zu helfen, war enorm. Ärgerlich 
ist allerdings, dass die Herangehens-
weise in den jeweiligen Gesundheits-
ämtern sehr unterschiedlich war. Fast 
täglich erreichten die bfg Klagen und 
Schilderungen der Betroffenen. Die 
Kolleginnen und Kollegen berichteten 
teils von guten Arbeitsbedingungen, 
teils aber auch von „chaotischen“ 
Zuständen. Gemeinsam mit dem Fi-
nanzministerium haben wir als bfg 
bessere Strukturen beim Gesund-
heitsministerium eingefordert und so 
versucht, die Probleme anzugehen. 

Mag der Einsatz in den Gesund-
heitsämtern in der Hochzeit der Pan-
demie verständlich gewesen sein, ist 
es nun von ganz entscheidender Be-
deutung, dass unsere Anwärter und 
Anwärterinnen ihre Ausbildung wie-
der aufnehmen. Sowohl sie als auch 
deren zukünftige Kollegen haben 
das Recht auf eine vernünftige und 
zielführende Ausbildung. Die jungen 
Nachwuchskräfte werden schließlich 
in der Finanzverwaltung gebraucht. 

Zudem wurden den Gesundheits-
ämtern mittlerweile Haushaltsmittel 
für eigenes Personal (bis zu 700 Ar-
beitskräfte) zur Verfügung gestellt.

Nicht zuletzt aufgrund des beharrli-
chen Drängens der bfg hat das Fi-
nanzministerium nun entschieden, 
die Anwärter ab 1. Juli wieder sukzes-
sive in die Ausbildung zurückzuholen. 
Spätestens zum 30. September soll 
der Anwärtereinsatz in den Gesund-
heitsämtern endgültig beendet sein. 

Ausbildung besonders  
betroffen 
Besonders betroffen von den aktuel-
len Einschränkungen ist die Ausbil-
dung. 

Der Lehrbetrieb an den Bildungs-
einrichtungen wurde ab März zu-
nächst vollständig eingestellt. Von 

Wochenendarbeit in den Gesundheitsämtern
Die in den Gesundheitsämtern eingesetzten Anwärter und Anwärte-
rinnen müssen dort häufig auch an Wochenenden arbeiten. Die bfg 
sieht dies kritisch.

Die Vergütung und Anrechnung dieser Wochenend-Dienstzeiten ist 
in der Bayerischen Zulagenverordnung geregelt. 

§ 11 der BayZulV sieht vor, dass Empfänger von Anwärterbezügen 
eine Zulage erhalten, wenn sie mit mehr als fünf Stunden im 
Kalendermonat zum Dienst zu ungünstigen Zeiten herangezogen 
werden. Dienst zu ungünstigen Zeiten ist der Dienst 

1. an Sonntagen und gesetzlichen Wochenfeiertagen, an den 
Samstagen vor Ostern und Pfingsten nach 12.00 Uhr; dies 
gilt auch für den 24. und 31. Dezember jeden Jahres nach 
12.00 Uhr, wenn diese Tage nicht auf einen Sonntag fallen,

2. an den übrigen Samstagen von 13.00 Uhr bis 20.00 Uhr 
sowie

3. im Übrigen in der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr.

Die Zulage beträgt hierfür je volle Stunde:

Zu Nr. 1 3,69 €
Nr. 1 + in der Zeit zwischen 20:00 Uhr und 6:00 Uhr 5,00 €

Zu Nr. 2 0,73 €
Zu Nr. 3 5,00 €

Zum Dienst zu ungünstigen Zeiten gehören nicht die Rufbereit-
schaft

Solltest Du die Zulage bisher nicht bekommen haben, moniere dies 
bei Deinem Gesundheitsamt.
Als bfg-Mitglied kannst Du dich gern zusätzlich an uns wenden.
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heute auf morgen musste auf selbst-
gesteuertes Lernen und digitale Leh-
re umgestellt werden. 

Auch wenn mittlerweile wieder Un-
terricht an den Lehrgangsorten mög-
lich ist – die Pandemie ist noch nicht 
ausgestanden, und es gibt nach wie 
vor massive Einschränkungen.

So ist beispielsweise der aktuelle 
Lehrgang des Studienabschnitts G2B 
in drei Kohorten untergliedert, die 
jeweils lediglich zwei Wochen Prä-
senzunterricht haben und den Rest 
in digitaler Lehre und Selbststudium 
verbringen. Eine gewaltige Heraus-
forderung für Studierende, Dozenten 
und Verwaltung. Wir wissen, dass 
die immense Stofffülle des regulären 
Lehrplans nur mit Präsenzunterricht 
zu schaffen ist. In vielen Gesprächen 
konnten wir daher Stoffkürzungen er-
reichen – auch wenn diese wohl noch 
nicht weit genug gehen und zum Teil 
inhaltlich nachgebessert werden soll-
ten. Es muss gelingen, die Phasen 
des digitalen Lernens zu optimieren 
und so beispielsweise auch Vorle-
sungen über Video zuzulassen. Und 
es ist zwingend erforderlich, die Prä-
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Und wir kümmern uns um Sie. Mit unserer 
Dienstunfähigkeitsversicherung* können 
Sie Ihr Einkommen sichern.
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*Berufsunfähigkeitsversicherung 
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senzzeiten am Lehrgangsort effizien-
ter zu gestalten. Der Fokus muss dort 
ganz klar auf der Stoffvermittlung von 
steuerlichen Kernfächern liegen. Ne-
benfächer können in so einer Krisen-
situation auch hintanstehen und in die 
spätere Fortbildung verlagert werden.

Fest steht aber auch, dass die di-
gitale Lehre Notwendigkeiten mit 
sich bringt. Neben entsprechenden 
Fortbildungen für Dozenten müssen 
auch die erforderlichen technischen 
Voraussetzungen geschaffen werden. 
Hierzu gehören Laptops für Anwärter 
und Dozenten, ausreichende Lizen-
zen für die Videokonferenzsoftware, 
Kameras und Mikrofone. 

Aber auch Performance- und Struk-
turprobleme in der EDV müssen 
angegangen und behoben werden. 
Die Anwärter/innen dürfen sich nicht 
alleingelassen fühlen. Digitale Lehre 
erfordert ein Mehr an Fürsorge. Jeder 
Einzelne muss mitgenommen wer-
den.

Fortbildung stärken
Durch die notwendig gewordenen 
Veränderungen in der Ausbildung ent-

steht zwangsläufig ein erhöhter Fort-
bildungsbedarf. Die Verwaltung hat 
bereits zugesichert, die notwendigen 
Schritte anzugehen. Wichtig ist, dass 
die hierfür erforderlichen finanziellen 
Mittel dringend zur Verfügung gestellt 
werden. 

Die sogenannten Corona-Lehrgän-
ge dürfen langfristig keine Nachteile 
in ihrem Wissen und den damit ver-
bundenen beruflichen Entwicklungs-
möglichkeiten haben. 

Wir wissen auch: Die Situation für 
die jungen Kolleginnen und Kollegen 
ist belastend. Viele haben Sorgen 
oder gar Ängste, die Ausbildung nicht 
zu schaffen oder benachteiligt zu wer-
den. Auch die Herausforderungen für 
die Ausbildungsreferate, die Verwal-
tungen der Lehrgangsorte, die Dozen-
tinnen und Dozenten sind immens. 

Vielen Dank für das Engagement 
und einfach dafür, dass ihr durchhal-
tet. Die bfg verspricht an dieser Stel-
le: Wir sind für Euch da – wendet euch 
mit euren Verbesserungsvorschlägen, 
aber auch mit Sorgen, Ängsten und 
Problemen an uns. Wir versuchen, 
gemeinsam Lösungen zu finden.  
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bfg-INFORMATION: App

www.finanzgewerkschaft.de/app www.finanzgewerkschaft.de/app 
Aktuell und komfortabel: Entdecken Sie die App der bfg!

Info über 
wichtige 
Termine, 
Seminaran-
gebote und 
Veranstaltun-
gen

Immer gut informiert, komfortabler 
Zugriff auf alle Mitgliedsvorteile, dazu 
viele Extras im Download-Bereich 
und spezielle Angebote wie Erklärvi-
deos – das alles bietet die Mitglieder-
App der bfg.

Scrollen Sie durch die all-
gemeinen News (neueste 

Nachricht oben), und wählen 
Sie Ihre Lektüre. 

Analog zu den allgemeinen 
News stehen Ihnen Schaltflä-
chen für die Neuigkeiten aus 
den Bezirken Nord und Süd 
sowie dem Bereich der bfg-

Jugend zur Verfügung.
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bfg-INFORMATION: App

Mit dem „Drei-Striche-Symbol“ erhalten Sie Zugriff auf das Menü zum 
einfachen Navigieren durch die Angebote der App.

Neuheit in der App: Die Erklärvideos der bfg-Jugend 
für die Anwärter/innen!

Im „Kiosk“ finden sich die Mitglie-
derzeitschriften in drei Formaten: 
als PDF, als ePub (zu lesen mit ei-
nem installierten ePub-Reader) und 
im Mobi-Format für den Kindle. Da-
mit spielt die Web-App ihren platt-
formübergreifenden Vorteil aus. So 
können Sie die App geräteunabhän-
gig nutzen, beispielsweise mit Ih-
rem Handy, mit einem Tablett, dem 
Laptop ober auch dem stationären 
PC. Damit Sie Zugriff auf die App 
erhalten, ist eine Registrierung not-
wendig. Bei erstmaliger Nutzung 
und auch nachträglich in den Ein-
stellungen können Sie unter dem 
Android-Benutzersystem wählen, 
ob Sie bei neuen Inhalten automa-
tisch informiert werden möchten 
(push). Ansonsten aktualisieren Sie 
die App bei Ihrem nächsten Aufruf 
manuell.

Durch Auswählen einer Option sehen 
Sie die hinterlegten Dateien.

Die noch junge App wird laufend zu einem unentbehrlichen mobilen 
Informationsmedium für alle Mitglieder weiterentwickelt. Anregungen/ 
Wünsche nehmen wir gern entgegen: info@bfg-mail.de  Stichwort: App

Mit den neuen Schulungsvideos unterstützt die bfg-Jugend das Selbststudium 
der Anwärter/innen. Nützliche Tipps und Tricks zu verschiedenen Bereichen wer-
den gezeigt. Derzeit sind Videos zur Organisation des Ilias-Desktops und Tipps 
zur Diplomarbeit verfügbar. Weitere folgen!
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to go
Der Familienzuschlag bestimmt sich nach der Besoldungsgruppe des Beamten und der Stufe, die sich je nach Familienverhältnissen 
bemisst.

Familienzuschlag der Stufe 1
Ab dem Tag der Hochzeit haben Beamte Anspruch auf den Familienzuschlag der Stufe 1. Dieser Anspruch besteht, so lange der Be-
amte/die Beamtin nicht rechtskräftigt geschieden ist. Nach einer rechtskräftigen Scheidung besteht noch so lange Anspruch auf den 
Familienzuschlag der Stufe 1, wie gegenüber dem anderen Ehegatten eine Unterhaltspflicht besteht. Diese muss jedoch mindestens 
so hoch sein wie der jeweilige Familienzuschlag der Stufe 1 (Stand 2020 A3 bis A8 136,72 € ab A9 143,54 €). Eine Unterhaltspflicht 
gegenüber Kindern ist hierfür nicht maßgebend. 
Ebenfalls Anspruch auf den Familienzuschlag der Stufe 1 haben verwitwete Beamte und Beamtinnen, die ein Kind, für das ihnen 
Kindergeld zusteht, einen nach ärztlichen Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen oder eine andere Person, deren Hilfe Sie 
aus gesundheitlichen Gründen bedürfen, nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen haben. 
Haben beide Ehegatten einen Anspruch auf den Familienzuschlag der Stufe 1 bzw. eine vergleichbare Leistung wird der Familienzu-
schlag an jeden Ehegatten zur Hälfte gezahlt. 

Kinderanteil im Familienzuschlag
Ab dem Tag der Geburt haben Verbeamtete, die die grundsätzlichen Anspruchsvoraussetzungen auf Kindergeld erfüllen, Anspruch auf 
den Kinderanteil im Familienzuschlag. Wenn mehrere Personen grundsätzlich Anspruch auf den Kinderanteil haben, erhält die Person, 
der das Kindergeld für dieses Kind ausbezahlt wird, auch den Kinderanteil im Familienzuschlag. Der Beamte/die Beamtin, der/die 
den Kinderanteil im Familienzuschlag erhält, hat grundsätzlich auch die Beihilfeberechtigung für dieses Kind. Werden bei einem/einer 
Beamten/Beamtin zwei oder mehr Kinder im Familienzuschlag berücksichtigt, steigt der Beihilfebemessungssatz des Beamten/der 
Beamtin auf 70 Prozent.

Zahlung
Der Familienzuschlag wird grundsätzlich immer für den ganzen Monat gezahlt, wenn an jedem Tag Anspruch auf Bezüge besteht. 
Der Familienzuschlag wird für den Fall, dass es für den Betreffenden günstiger wird, bereits ab dem 1. des Monats gezahlt, in dem 
das Ereignis (Hochzeit, Geburt des Kindes, Konkurrenzsituation erlischt) fällt. Wenn es für den Beamten/die Beamtin schlechter wird 
(Aufleben einer Konkurrenz, rechtskräftige Scheidung ohne Unterhaltsverpflichtung), wird der Familienzuschlag noch bis zum Ende 
dieses Monats weitergezahlt. 
Beispiel: Beamtin (Mutter) in Mutterschutz mit Anspruch auf Bezüge bis zum 17.08., anschließend Elternzeit ohne Bezüge
Beamter (Vater) vollzeitbeschäftigt. Das Kind wird am 22.06 geboren und die Beamtin erhält das Kindergeld.
Monat Juni: Beamtin hat ab dem 22.06 Anspruch auf den Kinderanteil im Familienzuschlag. Gezahlt wird dieser Kinderanteil bereits 
ab dem 01.06 in voller Höhe.
Monat August: Die Mutter hat bis zum 17.08. Anspruch auf den Familienzuschlag der Stufe 1 zur Hälfte. Den Kinderanteil im Famili-
enzuschlag erhält sie ebenfalls nur bis zum 17.08 (Teilmonatsberechnung).
Der Vater hat bis zum 17.08. Anspruch auf den Familienzuschlag der Stufe 1 zur Hälfte. Ab dem 18.08 entfällt die Konkurrenz, und er 
hat Anspruch auf den Familienzuschlag der Stufe 1 voll. Die Zahlung des Familienzuschlages erfolgt bereits ab dem 01.08.2020, da 
es für den Beamten günstiger ist.
Der Beamte hat bis zum 17.08 keinen Anspruch auf den Kinderanteil im Familienzuschlag. Ab dem 18.08 entfällt die Konkurrenz, 
und der Beamte hat Anspruch auf den Kinderanteil. Da es für ihn günstiger ist, erfolgt die Zahlung des Kinderanteils bereits ab dem 
01.08.2020.

Teilzeitkürzung
Der Familienzuschlag wird grundsätzlich teilzeitgekürzt. Eine Kürzung der Stufe 1 unterbleibt, wenn beide Ehegatten zusammen 
mit mindestens 100 Prozent beschäftigt sind. Bei den Kinderanteilen unterbleibt eine Kürzung für das jeweilige Kind, wenn alle An-
spruchsberechtigte (Mutter, Vater, Stiefelternteil bei einer Haushaltsaufnahme) zusammen mit mindestens 100 Prozent beschäftigt 
sind.

FAQs – kurz und knapp

Besoldung – Familienzuschlag
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bfg-JUGEND

Schulungsvideos in der bfg-App
Da durch die Corona-Pandemie viele Präsenzveranstaltun-
gen ausfallen und auch der Ablauf der Anwärter-Ausbil-
dung stark in Richtung Selbststudium verändert werden 
musste, legt die bfg-Jugend eine Reihe von Erklärvideos 
in der bfg-App auf, die den Anwärter/innen das digitale 
Arbeiten erleichtern sollen. Im ersten, bereits in der App 
veröffentlichten Video wird gezeigt, wie man das Lernpor-
tal Ilias möglichst übersichtlich gestalten und den digitalen 
Arbeitsplatz aufgeräumt halten kann (siehe Foto rechts). 
Weitere Videos sollen noch im September folgen. Darin 
wird es unter anderem um Hilfestellungen und Tipps/Tricks 
rund um die Diplomarbeit gehen.
Ebenfalls in der App wird im September ein neues Kreuz-
worträtsel mit attraktiven Gewinnen ausgerollt. Sämtli-
che Angebote der bfg-App richten sich ausschließlich an 
bfg-Mitglieder. Da die Mitgliedschaft für Anwärter/innen 

bfg-Jugend startet neue Online-Projekte

bfg-JUGEND

Die Landesjugendleitung hat sich Ende Juli zum ersten Mal seit Februar wieder offline getroffen, 
um vor allem die Ausbildungssituation an den Bildungseinrichtungen der Finanz und der Verwal-
tungsinformatik zu besprechen. Besonders wichtig sind hier schnelle Informationen über aktuelle 
Entwicklungen und erweiterte Hilfestellungen für Anwärter. Dazu sollen vor allem digitale Kanäle 
wie Facebook, Instagram und die bfg-App genutzt werden. Weiteres Schwerpunktthema war die 
Vorbereitung für die Personalratswahlen 2021.

Was ging im Sommer? 
Am „heißesten Tag des Jahres“ hat die bfg-Jugend auch in 
diesem Jahr wieder die Begrüßungstaschen für die Anwärter/
innen gepackt und an die Ortsverbände versendet.

Das App-Kreuzworträtsel mit attraktiven Gewinnen zur 
sommerlichen Jahreszeit (u.a. Grill, Grillbesteck, Sushi-Set, 
Schneidset) wurde nochmals für die Anwärter/innen der 2. 
QE aufgelegt. Die Preise gehen den Gewinnern direkt zu – 
wir gratulieren!

Da viele Präsenzschulungen aufgrund der Corona-Pandemie 
nicht stattfinden können, wird die bfg vermehrt Online-
Schulungen anbieten. Zum Thema „Aufstieg im Wege der 
Ausbildungsqualifizierung“ fand am 16. September ein 30-mi-
nütiges Online-Seminar für den Bezirk Südbayern statt. Am 
29.9.2020 wird diese Schulung für Nordbayern durchgeführt. 
Infos und Anmeldung unter: bfg-nordbayern@bfg-mail.de

im ersten Jahr beitragsfrei gestellt ist, raten wir unseren 
jungen Kollegen, diese Möglichkeiten zu nutzen. Mehr In-
fos zur App auf den Seiten 20/21 in dieser Ausgabe, mehr 
Infos zur bfg-Mitgliedschaft bei Deiner/Deinem OV-Vorsit-
zenden oder bei uns: info@bfg-mail.de
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Amtsangemessene Alimen-
tation – Beschlüsse des 
Bundesverfassungsgerichts
Das Bundesverfassungsgericht hat 
am 28. und 29. Juli 2020 zwei Ent-
scheidungen zur Amtsangemessen-
heit der Alimentation (Beschl. v. 4. 
Mai 2020, Az. 2 BvL 4/18 – „Richter-
besoldung II“ – Verfahren gegen das 
Land Berlin u. Beschl. v. 4. Mai 2020, 
Az. 2 BvL 6/17 u. a. – „kinderreiche 
Beamte“ – Verfahren gegen das Land 
Nordrhein-Westfalen) verkündet. 

Darin wird insbesondere die Recht-
sprechung zum sogenannten Min-
destabstandsgebot zum Grundsiche-
rungsniveau weiter konkretisiert.

Dr. Nicole Lang, Leiterin der Perso-
nalabteilung im Bayerischen Staats-
ministerium der Finanzen und für 
Heimat, hat der bfg hierzu mitgeteilt, 
dass mögliche Auswirkungen auf die 
bayerische Besoldung intensiv ge-
prüft werden. 

Sollte sich als Ergebnis der Prüfung 
ein verfassungsrechtlich notwendiger 
Korrekturbedarf auch in Bayern erge-
ben, werden gegebenenfalls gebote-
ne Nachzahlungen von Amts wegen 
rückwirkend zum Jahresbeginn ge-
leistet, so das Finanzministerium. Für 
das Jahr 2020 werde insoweit auf das 
Erfordernis der zeitnahen Geltendma-
chung verzichtet.

Anträge oder Widersprüche gegen 
die Höhe der Besoldung sind laut 
Finanzministerium insofern nicht er-
forderlich; sie brächten im weiteren 
Verfahren keine Vorteile.

Über die weitere Entwicklung in 
dieser Frage stehen bfg und BBB mit 
dem Finanzministerium in Kontakt 
und werden ihre Mitglieder entspre-
chend informieren.

DSTG: Home-Office darf 
kein Vehikel zur Einsparung 
sein
Im Editorial der September-Ausgabe 
des DSTG-Magazins beschäftigt sich 
der Bundesvorsitzende der DSTG, 
Thomas Eigenthaler, mit den vielen 
Aspekten der Arbeit im Homeoffice: 
Ist es nur eine Notlösung, um den 
Betrieb am Laufen zu halten, ist es 
eine tägliche Erleichterung für die 

Beschäftigten, oder ist es eine künf-
tige Einsparmöglichkeit? Was wiegt 
schwerer – die Gefahren von Einsam-
keit und Entgrenzung oder die Vorzü-
ge von Effizienz und kurzen Wegen?

Im Editorial kommt Eigenthaler zu 
dem Schluss: „Ziel jeder Entwicklung 

muss sein, das richtige Maß zu fin-
den. Das Gute beider Welten muss 
miteinander verknüpft werden. Es 
wird um eine sogenannte ‚hybride Ar-
beitswelt‘ gehen. Für die DSTG steht 
fest: Das Homeoffice darf nicht am 
Ende des Tages zu einer Belastung 
für die Beschäftigten werden, und 

Rudi Knoll am 1. September 2020 verstorben

Am 1. September ist unser frü-
herer Kollege Rudi Knoll einem 
Krebsleiden erlegen. Er wurde 74 
Jahre alt.

Rudi Knoll war seit 1963 Mitglied 
der Bayerischen Finanzgewerk-
schaft, der er bis zuletzt eng 
verbunden war. Von 2004 bis 
2013 gehörte er zwei Amtsperio-
den mit großem Engagement 
dem Landesvorstand der Baye-
rischen Finanzgewerkschaft an. 
An seinem Finanzamt Straubing 
führte Rudi Knoll von 2004 bis 
2010 den bfg-Ortsverband, wei-
tere drei Jahre stand er seinem 
Nachfolger noch als Stellvertreter 
zur Seite. Dem Personalrat beim 
Finanzamt Straubing gehörte 
Rudi Knoll von 1978 bis zu seinem Ruhestand im Jahre 2011 an – 
von 1990 an 21 Jahre lang als dessen tatkräftiger Vorsitzender.  Von 
2006 bis 2011 brachte er sein Wissen, sein Urteilsvermögen und 
seine Ideen auch in den Bezirkspersonalrat beim Landesamt für 
Steuern in München ein.

Die Bayerische Finanzgewerkschaft trauert um einen langjährigen 
aktiven Mitstreiter und einen guten Freund!

Rudi Knoll galt über viele Jahre als die Stimme Niederbayerns 
innerhalb der bfg. Dabei war er stets ein charmanter Kollege, der 
andere für unsere Sache begeistern konnte; ja er war geradezu 
ein Menschenfänger im besten Sinne. Diese Gabe und ein leiden-
schaftliches Engagement für unsere gemeinsame Sache machten 
ihn zu einem sehr erfolgreichen Gewerkschafter und Personalrat. 
Zusammen mit seinem Vorgänger Hans-Günther Hesse und seinem 
Nachfolger Bernhard Gruber hat er das Finanzamt Straubing zu 
einer Hochburg der Bayerischen Finanzgewerkschaft gemacht!
Rudi Knoll wird uns fehlen. 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Bayerische Finanzgewerkschaft bfg 
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90. Geburtstag
Lothar Lauterbach, FA München Abt. I

85. Geburtstag
Hans Müller, FA Garmisch-Partenkirchen; Hermann Prugger, LfF DSt München

80. Geburtstag
Horst Straßenmeyer, FA Weiden; Walther Hermann, FA Bayreuth; Alois Benedikt, FA München Abt. VI, Erhebung; Walter Dobner, FA 
Memmingen; Christof Freundl, FA München Abt. VI, Erhebung; Rudolf Dutz, FA Würzburg; Ludwig Köcher, FA Hof; Alfred Blume, LfF 
DSt Augsburg; Günter Seidel, FA Aschaffenburg; Gottfried Heigl, FA Viechtach; Josef Kleiner, FA Augsburg-Stadt

75. Geburtstag
Walter Diedl, FA Augsburg-Land; Bernhard Bubenik, FA Bad Neustadt; Alexander Zagler, FA Waldsassen; Karla Hummel, FA Vilsho-
fen; Werner Raake, ZFA Nürnberg; Herbert Löffler, FA Schweinfurt; Günther Seiderer, FA Viechtach; Alfred Bosch, FA Augsburg-Stadt; 
Ingelore Kies, FA Regensburg;  Günther Wolf, FA Berchtesgaden; Nikolaus Harmath

70. Geburtstag
Alois Waldenmayr, Staatl. Lotterieverwaltung; Wilfried Aßmann, FA Kaufbeuren; Andreas Mazurok, FA Ingolstadt; Bernhard Bähring, 
FA Coburg; Franz Brunner, FA Landshut; Ernst Schwamberger, LfSt DSt Nürnberg; Andreas Funk, FA Lichtenfels; Irmgard Grosch-
wald, FA Mü. Abt. II BASt Straubing; Eveline Nerz, FA Augsburg-Land; Beatrix Schönhuber, FA München Abt. II; Johann Schlecht, FA 
Straubing; Maria Arnold, FA Aschaffenburg; Barbara Halles, FA Bad Kötzting; Helmut Peringer, FA Straubing; Gerhard Bertelshofer, 
FA Weiden; Ferdinand Heil, FA Schweinfurt; Horst Roos, FA Coburg; Rosa Maria Zäch, FA Rosenheim; Marianne Peschl, FA Fürsten-
feldbruck; Klaus Emmerich, FA Weiden; Johann Beck, FA Neumarkt; Josef Pirzer, FA Regensburg; 
Wolfgang Meyer, LfF DSt Landshut; Monika Berger, FA Traunstein; Eduard Stützinger, FA München Abt. III; Karlheinz Hohenberger, 
ZFA Nürnberg; Anita Schätz, LfSt DSt München; Josef Gerstl, FA Garmisch-Partenkirchen;  Werner Saffer, FA Erlangen; Alfons Woidy, 
FA Landshut; Reinhold Pfeuffer, FA Marktheidenfeld; Udo Braunersreuther, FA Schwandorf; Peter Bläske, FA Schweinfurt; Wolfgang 
Marek, FA Günzburg; Herbert Werner, FA Weiden; Heidi Dähne, FA Hof; Rudolf Haas, FA Lohr; Reinhold Schlichtherle, FA Kaufbeuren; 
Eva Maria Scholz, FA Coburg

65. Geburtstag
Doris Pleyer, FA Forchheim; Albert Frisch, FA Kempten; Oswald Pieger, FA Erlangen; Kamilla Lux, FA Augsburg-Stadt; Elisabeth 
Aschenbrenner, FA Hersbruck; Oswald Hofmann, FA Aschaffenburg; Peter Lehmann, FA Aschaffenburg; Rudolf Schmidt, FA Neu-
markt; Brigitte Lanzel, FA Bad Tölz; Marianne Krempl, FA Straubing; Hans Peter Mastnik, FA Kaufbeuren; Stefan Mertel, FA Augsburg-
Stadt; Gerhard Schön, FA München Abt. V, BP; Wolfgang Hansel, FA Günzburg DSt Krumbach; Joachim Baumer, FA Ingolstadt; 
Ulrike Demharter, FA Mü. Abt. VI, Erh. BASt Dillingen; Erika Seibl, FA Forchheim; Ulrich Gropp, FA Schweinfurt; Helga Karglseder, FA 
Eggenfelden; Martina Grießl, FA Bamberg; Johann Buckl, FA Ingolstadt; Peter Staudenhöchtl, FA Rosenheim; Erika Span, FA Regens-
burg; Ursula Bayer, FA Schwabach; Elfriede Stumpe, FA Gunzenhausen; Karin Peter, FA Obernburg; Karin Nahr, FA Erlangen; Doris 
Polt, FA Aschaffenburg; Jutta Böhm, FA Schwabach; Gerhard Straubinger, FA Immenstadt; Gundula Grois, FA Berchtesgaden;  Dieter 
Tichatschke, FA Lindau; Angelika Funk, FA Nürnberg-Süd; Karl-Heinz Gwosdz-Körber, FA Bayreuth; Roswitha Amling, FA Würzburg; 
Manfred Pusch, FA Kaufbeuren;  Eduard Höpfl, FA Landshut; Marianne Förg, FA Augsburg-Stadt; Michael Alt, FA Rosenheim; Ilse 
Schwarz, FA Augsburg-Land; Irmgard Baier, FA Garmisch-Partenkirchen; Elmar Stumpf, FA Amorbach; Renate Schachinger, FA 
Regensburg; Waltraud Radomsky, FA Hersbruck; Herbert Will, FA Bad Kissingen; Norbert Rudolf, FA Memmingen; Gudrun Gerbeth, FA 
Laufen; Edith Mühlhans, FA Erlangen; Friedrich Wagner, FA Landsberg; Clemens Schüpferling, FA Forchheim; Dieter Gallee, LfF DSt 
Bayreuth; Carola Meyer, FA Hof; Johann Peter Artinger, FA Schongau; Erwin Schorner, ZFA Nürnberg; Johann Weindler, FA Regens-
burg; Irene Ziermann, FA Kitzingen

W I R  G R AT U L I E R E N
Runde Geburtstage im August und September 2020

es darf nicht ein Vehikel zur Einspa-
rung sein. Als Gewerkschaft werden 
wir sorgsam darauf achten, dass das 
Kind nicht mit dem Bade ausgeschüt-
tet wird.“

Einkommensrunde im 
öffentlichen Dienst – dbb: 
Kommunalen Arbeitgebern 
fehlt der Wille zum Kompro-
miss

„Mut, Phantasie und Willen zum 
Kompromiss – ohne das geht es 
nicht, ohne das werden wir kein Er-

gebnis hinbekommen“, resümierte 
dbb-Chef Ulrich Silberbach nach dem 
Auftakt zur Einkommensrunde für 
den öffentlichen Dienst von Bund und 
Kommunen am 1. September 2020 in 
Potsdam.

Die Gewerkschaften fordern u.a. 
eine Einkommenserhöhung um 4,8 
Prozent, mindestens 150 € (Laufzeit 
12 Monate), Erhöhung der Ausbil-
dungs- und Praktikumsentgelte um 
100 €,  Arbeitszeitangleichung Ost an 
West, Verbesserungen für den Pfle-
gebereich sowie die Reduzierung der 

41-Stunden-Woche für Bundesbeam-
tinnen und Bundesbeamte. Vom TVöD 
sind etwa 2,5 Millionen Beschäftigte 
direkt oder indirekt betroffen: rund 
2,3 Millionen Tarif-Beschäftigte des 
Bundes und der Kommunen sowie 
weiterer Bereiche, für die der TVöD 
direkte Auswirkungen hat, sowie 
rund 225.000 Bundesbeamtinnen 
und Bundesbeamte, auf die der Ta-
rifabschluss übertragen werden soll. 
Weitere Verhandlungsrunden sind für 
19./20.9. und 22./23.10.2020 in Pots-
dam verabredet.
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Ortsverband beim Finanzamt München I
Neues Vorstandsteam

Trotz sommerlicher Hitze folgten die 
bfg-Mitglieder der Einladung zur Ver-
sammlung des Ortsverbandes beim 
Finanzamts München Abteilung I. Der 
bisherige Vorsitzende Sven Eschen-
bacher, der der Abteilung wegen 
Umstrukturierungen nicht mehr ange-
hört, begrüßte die Anwesenden, zog 
ein Resümee über seine Amtszeit 
und bedankte sich für die gute Zu-
sammenarbeit der letzten Jahre. 

Im Anschluss übernahm die Be-
zirksvorsitzende Südbayern, Birgit 
Fuchs, als Gast das Wort. Sie berich-
tete über aktuelle gewerkschaftliche 
Themen wie Homeoffice / Wohnrau-
marbeit von daheim – insbesondere 
auch zu den Ergebnissen der von der 
bfg initiierten Umfrage – sowie zur 
Ausbildungssituation 2020 und der 
Forderung nach einer Verbesserung 
der Personalausstattung. Ihr aus-
drücklicher Dank galt Sven Eschenba-

cher für seine geleistete Tätigkeit als 
Vorsitzender des bfg-Ortsverbands. 
Er erhielt den traditionellen bfg-Krug 
zu seiner Verabschiedung. Ebenso 
bedankte sie sich bei dem stellver-
tretenden Ortsvorsitzenden Josef 
Krinninger für sein Engagement, da 
dieser das Finanzamt im Herbst lei-
der verlassen wird. Bei den anschlie-
ßenden Neuwahlen wurden Günther 
Dendörfer zum neuen Ortsverbands-
vorsitzenden und Viktoria Reich zu 
seiner Stellvertreterin gewählt. Wei-
tere Funktionen im Ortsverband über-
nehmen die ebenfalls neu gewählten 
Kollegen Martin Bozek und Rainer 
Oster sowie Kollegin Stephanie Wal-
ter. Janet Höfling und Julia Abel wur-
den bereits bei der Wahl 2019 in den 
Ortsvorstand gewählt und vervoll-
ständigen das neue Team. Als neuer 
Ortsjugendleiter wurde Johannes 
Kronsteiner gewählt, als neuer stell-
vertretender Ortsjugendleiter Fabian 
Gerbig. Weitere neue Mitglieder der 
Ortsjugendleitung sind Janina Liebler, 
Marius Heinrich und Lukas Pfleger. 

Günther Dendörfer bedankte sich 
für das ihm entgegengebrachte Ver-
trauen. Mit seinem neuen Team 
wünschte er sich eine gute und lang 

anhaltende Zusammenarbeit. Die An-
wesenden wurden mit Kaffee und 
Kuchen verpflegt und mit bfg-Wer-
be- und Infomaterial ausgestattet. 

Foto obere Reihe: Johannes Kronsteiner, Janina Liebler, Viktoria Reich, Martin Bozek, mittlere 

Reihe: Lukas Pfleger, Fabian Gerbig, PR-Vorsitzender Maximilian Wilhelm, untere Reihe: Marius 

Heinrich, Günther Dendörfer, Sven Eschenbacher, Josef Krinninger, Birgit Fuchs

Ortsverband beim Finanzamt Eichstätt –  
Florian Biebel löst Michael Viehman ab 
Im Garten des Finanzamtes Eichstätt fand die diesjährige bfg-Ortsverbandsversamm-
lung unter sicherer Einhaltung der momentan geltenden Hygiene- und Abstand-
regeln statt.  Nach der Begrüßung durch den Ortsvorsitzenden Michael Viehmann 
folgten zunächst die Ehrungen: Für 25 Jahre bfg-Mitgliedschaft wurden Gerd Kohl-
hofer und Wolfgang Köhler, für 40 Jahre Josef Stark und Ludwig Hartmann – leider 
alle in Abwesenheit – geehrt. Anschließend informierte der Ortsvorsitzende über die 
bevorstehende Personalratswahl 2021, wobei die Kandidatensuche hier im Vorder-
grund stand. Außerdem wurde das momentan über allem stehende Thema Corona-
Pandemie und die daraus resultierende Veränderungen im Arbeitsalltag mit Home-
office und Einzelbesetzung von Büros besprochen. Diskutiert wurden auch die neuen 
Herausforderungen bei der Mitgliederwerbung. Bei den nachfolgenden Wahlen stand 
Viehmann (auf dem Foto rechts) nicht mehr zur Verfügung, da er an das Finanzamt 
Ingolstadt wechseln wird. Zum neuen Ortsvorsitzenden wurde Florian Biebel (Mitte) 
gewählt. Die bisherige Vertreterin Andrea Hirsch (links) wurde in ihrem Amt bestätigt. 
Viehmann bedankte sich am Schluss für die sehr gute Zusammenarbeit und wünsch-
te seinem Nachfolger alles erdenklich Gute und viel Glück im neuen Amt.
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Die Autoversicherung 
mit Telematik Plus
Damit können Sie noch günstiger fahren

Mit der HUK-COBURG fahren dbb-Mitglieder gut und günstig:

•  Niedrige Beiträge sichern

•  Top Schadenservice erhalten

•   Bis zu 30 % Folge-Bonus mit dem Telematik-Tarif bekommen 
 Die HUK-COBURG unterstützt und belohnt Ihren sicheren Fahrstil.

•    30-Euro-Bonus* mitnehmen  
 dbb-Mitglieder, die als Neukunde mit ihrer Autohaftpflicht-  
 versicherung zu uns wechseln, erhalten einmalig 30 Euro 
 dbb-Bonus.*

Gleich Angebot abholen
Mehr Informationen erhalten Sie von Ihrem Berater unter  
www.HUK.de/dbb 
Oder telefonisch unter: 0800 2 153153  
– kostenlos aus deutschen Telefonnetzen

* dbb-Mitglieder, die mit ihrer Autoversicherung als Neukunde zur HUK-COBURG wechseln, erhalten 
   einen Bonus von je 15 € im Beginnjahr und 15 € im ersten Folgejahr.

** Sie können bis zu 30 % auf Ihre Kfz-Haftpflicht- und Kaskoversicherung sparen.

Mehr Infos?
QR-Code scannen.

+BIS ZU

30 %
SPAREN**

ZUSÄTZLICH

30 €
DBB-BONUS*
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Die bessere Bank  
für Beamte und den 
öffentlichen Dienst.

Folgen Sie uns

Wir sind für Sie da: 
in Ihrer Filiale vor Ort, 
per Telefon 0721 141-0,  
E-Mail info@bbbank.de 
und auf www.bbbank.de/dbb

Interesse geweckt?

Ihre Vorteile auf einen Blick
  Speziell ausgebildete Berater  
für den öffentlichen Dienst

  Attraktive Produktvorteile

  Exklusive Vorteilsangebote 
für Mitglieder von Gewerkschaften  
und Verbänden

  Informative Ratgeber und 
regelmäßige Newsletter 
mit aktuellen Informationen aus  
dem öffentlichen Dienst

  Interessante Veranstaltungen 
wie z. B. Exklusive Abende für den 
 öffentlichen Dienst oder Fachvorträge

  Seit fast 100 Jahren  
Erfahrung und Kompetenz 
als Bank für  Beamte und den 
öffentlichen Dienst
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